
     

Anlage 1 zum 

BESCHLUSSVORSCHLAG 
ZUM ENTWURF  DER 2. ÄNDERUNG  DES  

FLÄCHENNUTZUNGSPLANS  NR. 2 ALS SACHLICHER  

TEILFLÄCHENNUTZUNGSPLAN „WINDENERGIE“ 

DER GEMEINDE WERDER 

 
für das gesamte Gemeindegebiet mit Ausnahme der bebauten Ortslagen, die nach § 34 
BauGB bzw. § 30 BauGB bebaubar sind - Windpark Lübz/Werder -, zu der im Rahmen 
I. vom 22.08.2018 bis zum 27.09.2018 erfolgten frühzeitigen Beteiligung der Behörden 

und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB, 
II. vom 22.08.2018 bis zum 27.09.2018 erfolgten Beteiligung der Nachbargemeinden 

nach § 2 BauGB, 
III. vom 13.08.2018 bis zum 14.09.2018 erfolgten frühzeitigen öffentlicher Auslegung 

nach § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB), 
eingegangenen Stellungnahmen: 
 
 
I. TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE 

1. LANDKREIS LUDWIGSLUST-PARCHIM - VOM 17.10.2018 FNPÄ 
 Die eingereichten Unterlagen zu o.g. Planung der Stadt Lübz wurden durch Fach-

dienste des Landkreises Ludwigslust-Parchim geprüft. 
Im Ergebnis der Prüfung äußert der Landkreis Ludwigslust-Parchim nachfolgende An-
regungen: 

1.1 FD 33 - Bürgerservice / Straßenverkehr  
Keine Einwände 
Beschlussvorschlag: 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
1.2  FD 38 - Brand- und Katastrophenschutz 

Im Rahmen der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange bestehen zum genannten 
Vorhaben seitens des vorbeugenden Brandschutzes unter Beachtung der nachfol-
genden Punkte keine Einwände: 
1. Damit im Gefahrenfall die einzelnen Windenergieanlagen innerhalb des Wind-

energieanlagenparks schnell und eindeutig zu finden sind, müssen diese iden-
tifizierbar sein. Die Anlagen sind daher in geeigneter Weise (z.B. Ziffern) zu 
kennzeichnen. Die Anlagenkennzeichnung ist am Turmfuß in einer Höhe von 
ca. 5m mit einer entsprechenden Größe (von mindestens 30 cm) anzubringen. 

2. Es ist ein Übersichtsplan nach DIN 14095, mit dem Anfahrtsweg zu den WEA 
und dem Sperrradius (im Brandfall), sowie den Notfallnummern des Betreibers 
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zu erstellen. Neben den normativen Vorgaben der DIN, sind die Vorgaben des 
Landkreises Ludwigslust-Parchim zu beachten. Diese sind über den E-Mail-
Kontakt Vorbeugender-Brandschutz@kreis-lup.de aktuell anzufordern. Der 
Plan ist mit den Sachbearbeitern FD 38 Brand- und Katastrophenschutz - vor-
beugender Brandschutz zwecks Freigabe abzustimmen. Die Auslieferung hat 
vor Inbetriebnahme der ersten Anlage zu erfolgen. 

3. Mit Inbetriebnahme der ersten Windenergieanlage sind die zuständigen Feu-
erwehren örtlich einzuweisen. Dabei sind die Wehren besonders über die 
Möglichkeiten einer Brandbekämpfung bzw. das Vorgehen im Brandfalle 
durch einen geeigneten Sachverständigen zu unterweisen. Hierüber ist ein 
Protokoll anzufertigen und dem Sachbearbeiter FD 38 Brand- und Katastro-
phenschutz - vorbeugender Brandschutz in Kopie zukommen zu lassen. 

4. Der Kontakt zu den Wehren ist über das Amt Eldenburg Lübz, Fachbereich 
Ordnung herzustellen. Der Fachbereich Ordnung entscheidet, welche Feuer-
wehren einzuweisen sind und in welchem Turnus eine Wiederholung der Ein-
weisung erfolgen muss. 

Beschlussvorschlag: 
 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und im Rahmen der Projektpla-

nung berücksichtigt. 
 
1.3  FD 53 - Gesundheit 

Gegen die o.g. Baumaßnahme gibt es seitens des Fachdienstes Gesundheit des 
Landkreises Ludwigslust-Parchim keine grundsätzlichen Einwände. 
Beschlussvorschlag: 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
1.4  FD 60 - Regionalmanagement und Europa 

Der Fachdienst Regionalmanagement und Europa äußert im Rahmen der frühzeiti-
gen Behördenbeteiligung nach § 4 Abs.1 BauGB keine Anregungen und Bedenken 
zur 2. Änderung des Teilflächennutzungsplanes als sachlicher Teilflächennutzungs-
plan "Windenergie" der Gemeinde Werder. 
Beschlussvorschlag: 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
1.5  FD 62 - Vermessung und Geoinformation 

Als Träger öffentlicher Belange bestehen gegen o.g. Vorhaben keine Einwände. Hin-
weis: Eine katastermäßige Prüfung erfolgte nicht. 
Beschlussvorschlag: 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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1.6  FD 63 - Bauordnung 
1.6.1 Denkmalschutz 

1. Baudenkmalpflegerischer Aspekt: 
Im Bereich des Vorhabens (einschließlich der Flächen für etwaige Ausgleichsmaß-
nahmen) befinden sich folgende in der Kreisdenkmalliste geführten Baudenkmale: 
Benthen,  

Kastanienallee 5  
Kate Kastanienallee 8 ehern. Schule 
Kastanienallee 17 Eiskeller 
Kastanienallee 17 u. 17a Wohnhaus (ehern. Stallscheune)  
Kastanienallee 11 u. 12 Wohnhaus (ehern. Stallscheune)  
Kastanienallee 10 ehern. Gutshaus 
Kastanienallee Trafohaus  
Kastanienallee 25, 26, 27, 27a Katen 
Kirche mit Trockenmauer 

 
Werder,  
Dorfstr. Kriegerdenkmal 1914/18 
Diese Baudenkmale sind in den Planungsunterlagen (Karten- und Textteil) entspre-
chend aufgeführt bzw. gekennzeichnet / sind entsprechend aufzunehmen und zu 
kennzeichnen. Diese Baudenkmale dürfen in ihrer Substanz und in ihrem Erschei-
nungsbild nicht erheblich beeinträchtigt werden. 

 
2. Bodendenkmalpflegerischer Aspekt: 
Nach derzeitigem Kenntnisstand befinden sich im Bereich des Vorhabens (ein-
schließlich der Flächen für etwaige Ausgleichsmaßnahmen) mit der Farbe Blau ge-
kennzeichnete Bodendenkmale (siehe beigefügte Karte - blaue flächige bzw. kreis-
förmige Markierungen). 
Bei den mit der Farbe Blau gekennzeichneten Bodendenkmalen ist vor Beginn jegli-
cher Erdarbeiten die fachgerechte Bergung und Dokumentation des Bodendenkmals 
sicherzustellen. Die Kosten für diese Maßnahmen trägt der Verursacher des Eingriffs 
(§ 6 Abs. 5 DSchG M-V). Über die in Aussicht genommenen Maßnahmen zur Ber-
gung und Dokumentation der Bodendenkmale ist das Landesamt für Kultur und 
Denkmalpflege, Fachbereich Archäologie rechtzeitig vor Beginn der Erdarbeiten zu 
unterrichten. 
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Beschlussvorschlag: 
Der sachliche Flächennutzungsplan nach § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB dient lediglich 
der Regelung der "Konzentrationsflächen für Windenergieanlagen". Alle anderen 
Darstellungen regelt der der wirksame Flächennutzungsplan nach § 35 Abs. 3 Satz 1 
BauGB. 
Die Stellungnahme wird daher dahingehend berücksichtigt, dass der Hinweis in die 
Begründung aufgenommen wird. 
 

1.6.2 Hinweis: Für Maßnahmen in diesen Bereichen ist gemäß § 7 Abs. 1 ff. DSchG M-V 
eine denkmalrechtliche Genehmigung erforderlich, solange nicht die Erfordernis- / 
Genehmigungspflicht der Maßnahme nach § 7 Abs. 6 DSchG M-V besteht. 

 Beschlussvorschlag: 
 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 
1.7 Bauplanung I Bauordnung 

Keine Anregungen/Bedenken 
 
1.8 Bauleitplanung 

Keine Anregungen/Bedenken 
 
1.9 FD 66 - Straßen- und Tiefbau 
 Straßenaufsicht 

Von der 2. Änderung des o.g. Flächennutzungsplanes der Gemeinde Werder ist die 
Kreisstraße 124 betroffen. 
Straßenbaulastträger (Kreisstraßen) 
Bei der 2. Änderung des Flächennutzungsplanes als sachlicher Teilflächennutzungs-
plan „Windenergie" der Gemeinde Werder ist die Kreisstraße 124 betroffen. 
Von Seiten des Landkreises Ludwigslust-Parchim, Fachdienst Straßen- und Tiefbau, 
Kreisstraßenmeisterei Parchim bestehen grundsätzlich keine Einwände und Beden-
ken. 
Beschlussvorschlag: 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
1.10  FD 67 - Immissionsschutz / Abfall 

Aus Sicht des Immissionsschutzes wird zum oben genannten Planvorhaben wie folgt 
Stellung genommen: 
Auflagen 
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1. Die 2. Änderung des Flächennutzungsplanes als sachlicher Teilflächennut-
zungsplan „Windenergie" der Gemeinde Werder soll Flächen, welche derzeit für 
Landwirtschaft ausgewiesen sind, als Flächen für eine Konzentrationsfläche 
„Windenergienutzung" ausweisen. Die von Windenergieanlagen verursachten 
Schallimmissionen dürfen im gesamten Einwirkbereich nicht zu einer unzulässi-
gen Überschreitung der Immissionsrichtwerte gemäß der Technischen Anlei-
tung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm) nach Ziffer 6 beitragen. Somit ist die 
Ausweisung von einzuhaltenden Teil-Immissionswerten der maßgeblichen Im-
missionsorte durchzuführen. Die einzuhalten Immissionsrichtwerte richten sich 
nach der jeweiligen Gebietseinschätzung der maßgeblichen Immissionsorte. 

2. Zum Schutz der Nachbarschaft ist sicherzustellen, dass die geforderten Immis-
sionsrichtwerte an der nächstgelegenen Wohnbebauung eingehalten werden. 

3. Bei Windkraftanlagen mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern handelt es 
sich um eine genehmigungsbedürftige Anlage nach Punkt 1.6 des Anhanges 1 
gemäß der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. BlmSchV. 
Für die Erteilung einer Genehmigung nach dem Bundes-
Immissionsschutzgesetz (BlmSchG) ist das Staatliche Amt für Landwirtschaft 
und Umwelt Westmecklenburg zuständig. 

4. Die Anlage 3 der Richtlinie zum Zwecke der Neuaufstellung, Änderung und Er-
gänzung Regionaler Raumentwicklungsprogramme in Mecklenburg-
Vorpommern des Ministeriums für Energie, Infrastruktur und Landesentwicklung 
Mecklenburg-Vorpommern ist zu beachten. 

5. Die Hinweise zur Ermittlung und Beurteilung der optischen Immissionen von 
Windenergieanlagen (WEA-Schattenwurf-Hinweise) des Landesamts für Um-
welt, Naturschutz und Geologie des Landes Mecklenburg-Vorpommern (LUNG 
M-V) sind zu beachten. 

6. Die Hinweise zum Schallimmissionsschutz bei Windenergieanlagen des Lan-
desamts für Umwelt, Naturschutz und Geologie des Landes Mecklenburg-
Vorpommern (LUNG M-V) sind zu beachten. 

 
Hinweise 
1. Der Betreiber ist verpflichtet die Anlage, einschließlich aller zugehörigen Ne-

benanlagen und - einrichtungen, so zu errichten zu betreiben, zu führen und zu 
unterhalten, dass die sich aus§ 5 BlmSchG ergebenden Pflichten erfüllt werden. 

2. Der Betreiber hat dafür zu sorgen, dass die Allgemeinheit und die Nachbar-
schaft weder durch Lärm, Erschütterungen, Licht noch auf andere Weise ge-
fährdet, erheblich benachteiligt oder erheblich belästigt werden. 

3. Während der Realisierungsphase von Baumaßnahmen sind die Immissions-
richtwerte der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm - 
Geräuschimmissionen - (AW Baulärm) vom 19. August 1970 einzuhalten. 

4. Zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen sind Niederfrequenzanlagen, 
so zu errichten und zu betreiben, dass sie bei höchster betrieblicher Anlagen-
auslastung in ihrem Einwirkungsbereich an Orten, die zum nicht nur vorüberge-
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henden Aufenthalt von Menschen bestimmt sind, die in der Verordnung über 
elektromagnetische Felder - 26. BlmSchV im Anhang 1a genannten Grenzwerte 
nicht überschreiten . 

5. Entsprechend des § 4 der 26. BlmSchV sind bei wesentlichen Änderungen von 
Niederfrequenzanlagen die Anforderungen zum Zweck der Vorsorge zu berück-
sichtigen. 

 
Beschlussvorschlag: 

 Die Stellungnahme wird dahingehend berücksichtigt, dass die Begründung um ein 
Lärmgutachten ergänzt wird. 

 Alle anderen Punkte, die Projektrelevant sind, werden im Rahmen der Projektplanung 
beachtet. 

 
1.11  FD 68 - Natur, Wasser, Boden 
1.11.1 Naturschutz 

Ohne Stellungnahme 
 
1.11.2 Wasser- und Bodenschutz 
 

 
Aus wasserrechtlicher Sicht bestehen zum Entwurf der 2. Änderung des F-Planes als 
sachlicher Teilflächennutzungsplan „Windenergie" der Gemeinde Werder grundsätz-
lich keine Einwände. 
Beschlussvorschlag: 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 

 Gewässer 1. 
und II. 
Ord-
nunq 

Abwasser Grundwas- 
serschutz 

Boden- 
schutz 

Anlagen 
wgf. 
Stoffe 

Hoch- 
wasser- 
schutz 

Gewäss
e r-
ausbau 

Keine Einwände     Salomon Salomon Salomon
Bedingungen/Au 
fl./ Hinw. 
laut Anlage 

05.09.2018 
Rahn 

05.09.2018
Rahn 

05.09.2018 
Rahn 

30.08.2018 
Wulf 

   

Ablehnung lt. 
Anlage 

       

Nachforder-
ung lt. Anlaqe 
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1.11.3 Grundwasser 
Hinweis: Der Standort der Anlagen befindet sich außerhalb eines Trinkwasserschutz-
gebietes. 
Beschlussvorschlag: 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
1.11.4 Gewässer 

Hinweise: Innerhalb des F-Plangebietes befinden sich unterhaltungspflichtige offene 
und verrohrte Gewässer II. Ordnung. 
Da die Gewässer nicht farblich gekennzeichnet sind, kann nicht ausgeschlossen wer-
den, dass Gewässer berührt werden. 
Auflage: Der Gewässerrandstreifen zu allen betroffenen Gewässern - nicht nur unter-
haltungspflichtige - ist nachweislich gemäß § 38 Abs. 3 WHG einzuhalten. 
Beschlussvorschlag: 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und im Rahmen der Projektpla-
nung berücksichtigt. 

 
1.11.5 Niederschlagswasser/ Grundwasser 

Hinweis: Der Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers auf den Grundstü-
cken wird zugestimmt. 
Auflage: Es ist ein optimaler Schutz der Gewässer zu gewährleisten. 
Die Versickerung ist so vorzunehmen bzw. so zu betreiben, dass sie jederzeit ihren 
Zweck erfüllen und Beeinträchtigungen des Wohls der Allgemeinheit sowie Belästi-
gungen Dritter vermieden werden. 
Zusätzliche Hinweise: 
Diese Stellungnahme berechtigt nicht zu Benutzungen gern. § 9 WHG wie: 
- die Entnahme von Grund- und Oberflächenwasser 
- die Absenkung des Grundwasserstandes 
- die Einleitung von Abwasser- und Niederschlagswasser in Gewässer 
- die Einleitung von Stoffen in Gewässer 
Beschlussvorschlag: 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und im Rahmen der Projektpla-
nung berücksichtigt. 

 
1.11.6 Grundwasser- und Bodenschutz  

Auflagen: 
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- Die Arbeiten sind so auszuführen, dass Schadstoffkontaminationen von Boden 
und Grundwasser nicht zu besorgen sind. Sollten dennoch wassergefährdende 
Stoffe in Boden oder Grundwasser gelangen, ist der Schaden sofort zu beseiti-
gen. Auf der Baustelle sind ständig Materialien für Sofortmaßnahmen vorzuhal-
ten. Die untere Wasserbehörde des Landkreises Ludwigslust-Parchim ist un-
verzüglich über Schadstoffkontaminationen und Sofortmaßnahmen zu informie-
ren. 

- Ergeben sich während der Erdarbeiten konkrete Anhaltspunkte dafür, dass eine 
schädliche Bodenveränderung oder Altlast vorliegt, sind unverzüglich die Arbei-
ten einzustellen und die untere Bodenschutzbehörde {uBb) zu informieren, um 
die weiteren Verfahrensschritte abzustimmen. 

Lagerflächen, Zuwegungen und Baustellenflächen sind flächensparend herzustellen 
und bodenschonend zu nutzen. 
Die Zwischenlagerung /Bewertung / Verwertung von Böden hat getrennt nach Boden-
substrat zu erfolgen. 
Bodenmieten sind nicht zu befahren. 
Während der Bauzeit vegetationsfreie Bodenflächen sind vor Bodenerosion zu schüt-
zen. 
Wird außerhalb landwirtschaftlich genutzter Flächen Bodenaushub auf oder in die 
durchwurzelbare Bodenschicht gebracht, sind die Vorsorgewerte der Bundes-
Bodenschutz- und Altlastenverordnung bzw. für dort nicht enthaltene Schadstoffe die 
Zuordnungswerte Z-0 der LAGA einzuhalten. Bei der Bodenverwertung auf landwirt-
schaftlich genutzten Flächen sind 70% der Vorsorgewerte einzuhalten und es ist vor-
ab von der LFB Rostock eine Stellungnahme einzuholen und zu beachten. Der 
schriftliche Nachweis ist auf Verlangen vorzulegen. 
Beim Einbau von Recyclingmaterial in technischen Bauwerken (z. B. Wege) ist nach-
weislich geeignetes Material (Z 0, Z 1.1) unter Beachtung der LAGA1 zu verwenden. 
Der schriftliche Nachweis ist auf Verlangen vorzulegen. 
Bei Z 1.1 Material ist ein Abstand von mindestens einem Meter zwischen der Schütt-
körperbasis und dem höchsten zu erwartenden Grundwasserstand einzuhalten.  
Nach Abschluss der Baumaßnahmen sind die Bodenfunktionen der nur vorüberge-
hend in Anspruch genommenen Böden durch Rückbau nicht mehr erforderlicher Be-
festigungen, Auftrag abgeschobenen Oberbodens und Flächenlockerung wiederher-
zustellen. 
- Um den Anforderungen des vorsorgenden Bodenschutzes, der Minimierung der 

Beeinträchtigungen der Böden, gerecht zu werden, ist eine bodenkundliche 
Baubegleitung von einem Boden- Fachkundigen vornehmen zu lassen. 
Die Dokumentation ist der uBb unverzüglich nach Abschluss der Maßnahme 
vorzulegen. 

- Nach dauerhafter Nutzungsaufgabe der Windenergieanlagen hat der vollständi-
ge Rückbau der Anlagen einschließlich der sich im Boden befindlichen Funda-
mente zu erfolgen. 
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Hinweise: 
Vor Grundwasserabsenkungen ist eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich. Dazu 
sind die Antragsunterlagen nach vorhergehender Abstimmung zu deren Umfang der 
unteren Wasserbehörde des Landkreises zur Prüfung vorzulegen. 
- Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind im Bereich der Erdarbeiten keine 

schädlichen Bodenveränderungen, altlastverdächtigen Flächen bzw. Altlasten 
bekannt. 

Die Verwertung überschüssigen Bodenaushubs oder Fremdbodens beim Ein- oder 
Aufbringen in die durchwurzelbare Bodenschicht hat unter Beachtung der boden-
schutzrechtlichen Vorschriften (insbes. §§ 4, 7 Bundesbodenschutzgesetz, §§ 10-12 
Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung) zu erfolgen. Nach den gesetzlichen 
Vorgaben ist der Boden vorsorgend vor stofflichen und physikalischen Beeinträchti-
gungen (wie Kontaminationen mit Schadstoffen, Gefügeschäden, Erosion, Vernäs-
sungen, Verdichtungen, Vermischungen unterschiedlicher Substrate) zu schützen. 
Ziele der bodenkundliche Baubegleitung ist der Erhalt oder die möglichst naturnahe 
Wiederherstellung von Böden und ihrer natürlichen Funktionen gemäß § 2 
BBodSchG. Ein baulich in Anspruch genommener Boden sollte nach Abschluss eines 
Vorhabens seine natürlichen Funktionen wieder erfüllen können. 
Für die bodenkundliche Baubegleitung sind neben der DIN 19731 Ausgabe 5/98 die 
Verwendung des BVB-Merkblattes Band 2 - Bodenkundliche Baubegleitung BBB, 
Leitfaden für die Praxis (Bundesverband Boden) und die Arbeitshilfe - Baubegleiten-
der Bodenschutz auf Baustellen, Schnelleinstieg für Architekten und Bauingenieure - 
zu empfehlen. 

 
Begründung 
Die Auflagen entsprechen dem Vorsorgegrundsatz zum Gewässer- und Bodenschutz 
und sind verhältnismäßig. Sie beruhen auf§ 107 Abs. 1 Landeswassergesetz M-V, §§ 
5 Abs. 1, 6 Abs. 1, 100 Abs. 1, 101 Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz, §§ 1, 2, 13 Lan-
desbodenschutzgesetz M-V und §§ 1, 4 Abs. 5, 7 Bundes-Bodenschutzgesetz. 

 Beschlussvorschlag: 
 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und im Rahmen der Projektpla-

nung berücksichtigt. 
 
1.12  FD 70 - Abfallwirtschaft 

Es bestehen aus Sicht der öffentlichen Abfallentsorgung derzeit keine Einwände oder 
Bedenken. 

 Beschlussvorschlag: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.   
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2.  LANDESAMT FÜR UMWELT, NATURSCHUTZ UND GEOLOGIE MECKLENBURG-
VORPOMMERN – VOM 28.09.2018  

 Abteilung Immissionsschutz und Abfallwirtschaft 
Aus Sicht des Immissionsschutzes wird zu dem Vorhaben wie folgt Stellung genom-
men: 
Die Planung läuft auf ein Repowering von bestehenden Windenergieanlagen hinaus. 
Dafür sollen im weiteren Verfahrensverlauf fachtechnische Gutachten, u. a. für Schall 
erstellt werden. 
Das LUNG weist vorsorglich darauf hin, dass das Ministerium für Landwirtschaft und 
Umwelt am 10.01.2018 den aktuellen Beschluss der LAI1 in der Genehmigungspraxis 
von Windenergieanlagen für verbindlich erklärt hat und damit dem aktuellen Standard 
für Schallprognosen, der Anwendung des Interimsverfahrens, Rechnung zu tragen 
ist. 
Im Umweltbericht, Nr. 4.1.1, wird die in der Nachbarschaft maximal hinzunehmende 
Belastung von Immissionen durch bewegten Schattenwurf missverständlich darge-
stellt. Die angesprochenen 30 Stunden pro Jahr sind Werte für die astronomisch ma-
ximal mögliche Schattenwurfdauer und dienen in der Phase der Erstellung der Prog-
nose als ein Richtwert, ob betriebsbeschränkende Maßnahmen erforderlich werden. 
Tatsächlich hinnehmen muss die Nachbarschaft eine Beschattungsdauer von 8 Stun-
den pro Jahr. 
Beschlussvorschlag: 
Der betreffende Abschnitt im Umweltbericht wurde angepasst.  
Die Stellungnahme wird dahingehend berücksichtigt, dass ein Schallgutachten der 
Begründung als Anlage beigelegt wird. Alle anderen Hinweise sind Inhalt der Projekt-
planung und in diesem Rahmen zu berücksichtigen. 
 
 

3.  STRAßENBAUAMT SCHWERIN – VOM 24.09.2018  
 Nach Prüfung der Unterlagen kann ich folgendes feststellen. 
3.1 Die Landesstraße 17 verläuft im Abstand von etwa 1.700 m parallel zur Grenze des 

Bebauungsplanes. Vom räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 3 
sind somit keine Bundes- und Landesstraßen oder Liegenschaften der Straßenbau-
verwaltung betroffen. Aus der Sicht des Straßenbauamtes Schwerin bestehen des-
halb in verkehrlicher, straßenbaulicher und straßenrechtlicher Hinsicht keine Beden-
ken. 

 

                                                 
 

1 Hinweise zum Schallimmissionsschutz bei Windkraftanlagen (WKA) der LAI, Stand: Juni 
2016, verabschiedet auf der 134. Sitzung der LAI, September 2017 
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Beschlussvorschlag: 
 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 
3.2 Für die nachfolgenden Planungsstufen sind jedoch folgende Hinweise zu beachten 

bzw. umzusetzen. 
 Nach der Begründung zum Bebauungsplan sollen die Windenergieanlagen zu an-

grenzenden Wohnbebauungen einen Abstand von 1.000 m aufweisen. Ferner soll ein 
Gutachten zur Schallimmission der Windkraftanlagen erstellt werden. 

 Beschlussvorschlag: 
Die Aussagen zu den 1.000 m sind korrekt.  
Die Stellungnahme wird dahingehend berücksichtigt, dass ein Schallgutachten der 
Begründung als Anlage beigelegt wird. Alle anderen Hinweise sind Inhalt der Projekt-
planung und in diesem Rahmen zu berücksichtigen. 

 
3.3 In der Schallimmissionsprognose ist aus der Sicht des Straßenbauamtes ebenfalls 

darzulegen, ob die Immissionen der Windkraftanlagen zuzüglich der aus der L 17 die 
Schwelle der Gesundheitsgefährdung an den Wohnbebauungen übersteigt. 

 Beschlussvorschlag: 
Die Stellungnahme wird dahingehend berücksichtigt, dass ein Schallgutachten der 
Begründung als Anlage beigelegt wird. Alle anderen Hinweise sind Inhalt der Projekt-
planung und in diesem Rahmen zu berücksichtigen. 

 
3.4 Für den von der L 17 ausgehenden Verkehrslärm werden Lärmschutzforderungen 

gegenüber der Straßenbauverwaltung des Landes Mecklenburg - Vorpommern abge-
lehnt. Die L 17 ist eine bestehende Straße. Lärmschutzmaßnahmen werden damit 
nicht von BlmSchG geregelt. 

 Beschlussvorschlag: 
 Windenergieanlagen haben keinen Schallschutzanspruch gegenüber Verkehrslärm, 

da hier keiner wohnt oder arbeitet. Im Übrigen gilt in der Bauleitplanung die DIN 
18005 (Schallschutz im Städtebau). 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
 

4.  DEUTSCHER WETTERDIENST – VOM 24.09.2018 
 Das geplante Vorhaben beeinträchtigt nicht den öffentlich-rechtlichen Aufgabenbe-

reich des Deutschen Wetterdienstes. 
 Deshalb werden dagegen keine Einwände erhoben. 
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 Sofern Sie für Vorhaben in Ihrem Einzugsgebiet amtliche klimatologische Gutachten 
für die Landes-, Raum- und Städteplanung, für die Umweltverträglichkeit (UVP) o. ä. 
benötigen, können Sie diese bei uns in Auftrag geben bzw. Auftraggeber in diesem 
Sinne informieren. 
Beschlussvorschlag: 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 

 
5.  DEUTSCHE FLUGSICHERUNG – VOM 25.09.2018 

Durch die oben aufgeführte Planung werden Belange der DFS Deutsche Flugsiche-
rung GmbH bezüglich §18a Luftverkehrsgesetz (LuftVG) nicht berührt. Es werden 
daher unsererseits weder Bedenken noch Anregungen vorgebracht. 
Bei der Beurteilung des Vorhabens bezüglich der Betroffenheit von Anlagen der DFS 
wurden die oben angegebenen Koordinaten berücksichtigt. Die Koordinaten wurden 
von uns aus den vorgelegten Unterlagen ermittelt. 
Diese Beurteilung beruht auf den Anlagenstandorten und -schutzbereichen Stand 
September 2018. Momentan beabsichtigen wir im Plangebiet keine Anderungen, die-
se sind jedoch aufgrund betrieblicher Anforderungen nicht auszuschließen. Wir emp-
fehlen daher, Windenergievorhaben grundsätzlich bei der DfS Deutsche Flugsiche-
rung zuständigen Luftfahrtbehörde zur Prüfung gern. §18 LuftVG einzureichen. Wind-
energieanlagen, die eine Bauhöhe von 100 m über Grund überschreiten, bedürfen 
gemäß§ 14 LuftVG der luftrechtlichen Zustimmung durch die Luftfahrtbehörde. Art 
und Umfang der Tag- und Nachtkennzeichnung wird im Rahmen des Genehmi-
gungsverfahrens von der Luftfahrtbehörde festgelegt. 
Von dieser Stellungnahme bleiben die Aufgaben der Länder gemäß § 31 LuftVG un-
berührt. 
Wir haben das Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung (BAF) von unserer Stellung-
nahme informiert. 

 Beschlussvorschlag: 
 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 
 
6.  BERGAMT STRALSUND - VOM 21.09.2018 

Die von Ihnen zur Stellungnahme eingereichte Maßnahme 2. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes als sachlicher Teilflächennutzungsplan "Windenergie" der Gemeinde 
Werder berührt keine bergbaulichen Belange nach Bundesberggesetz (BBergG) so-
wie nach Energiewirtschaftsgesetz (EnWG). 
Für den Bereich der o. 9: Maßnahme liegen zurzeit keine Bergbauberechtigungen 
oder Anträge auf Erteilung von Bergbauberechtigungen vor. 
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Aus Sicht der vom Bergamt Stralsund zu wahrenden Belange werden keine Einwän-
de oder ergänzenden Anregungen vorgebracht. 
Beschlussvorschlag: 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 

 
7.  MINISTERIUM FÜR WIRTSCHAFT, ARBEIT UND GESUNDHEIT – VOM 

25.09.2018 
Planungsziel der Gemeinde Werder ist in Abstimmung mit der benachbarten Stadt 
Lübz, die bestehenden 12 Windenergieanlagen 0/VEA) mit einer Höhe bis max. 130 
m im Windenergieeignungsgebiet Werder Nr. 22 laut Regionalen Raumentwicklungs-
programm Westmecklenburg 2011 (RREP) durch weniger - nur noch 6 WEA - aber 
größere und leistungsfähigere Anlagen mit einer Höhenfestsetzung bis max. 250 m 
zu ersetzen (Repowering). In der Fortschreibung des RREP Westmecklenburg, Stand 
10.05.2017 wird der Windpark Werder/ Ruthen nicht mehr als Eignungsgebiet aufge-
führt. Etwas südlich davon wurde der Potentialsuchraum Nr. P923/ 16a zwischen 
Werder und Lübz mit einer Größe von 121,37 ha ausgewiesen. Der Anteil der Ge-
meinde Werder an dem Potentialsuchraum beträgt ca. 72 ha. Auf das Stadtgebiet 
Lübz entfallen ca. 49 ha. Des Weiteren besteht das gemeindliche Ziel in der Speiche-
rung und Nutzung von regenerativen Energien aus Windkraft. Deshalb soll die Grund-
lage dafür geschaffen werden, dass überflüssiger Strom vor Ort gespeichert oder in 
andere Energie- formen umgewandelt werden kann. 
Laut RREP Westmecklenburg 2011 haben die Orte Werder und Ruthen raumordne- 
risch keine übergeordnete Bedeutung. Die Stadt Lübz liegt im Tourismusentwick-
lungsraum an der Müritz-Eide-Wasserstraße. 
Aufgrund der Einhaltung des Abstandes der Windenergieanlagen bis zu 1.000 m zu 
allen Ortslagen und der Festsetzung von Farben und Farbtönen, die matt wirken und 
somit die Weitsichtigkeit reduzieren, gehen wir davon aus, dass die touristische Nut-
zung der Kulturlandschaft trotz der großen Höhe der Windenergieanlagen nicht be-
einträchtigt wird. 
Aus touristischer Sicht bestehen keine Einwände. 
Beschlussvorschlag: 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
 

8.  LANDESAMT FÜR KULTUR UND DENKMALPFLEGE MECKLENBURG-
VORPOMMERN – VOM 25.09.2018 

8.1  Bodendenkmale: 
Im Bereich des Vorhabens sind Bodendenkmale bekannt (vgl. beiliegende Karte), die 
gemäß§ 9 (6) BauGB nachrichtlich in den Bebauungsplan zu übernehmen sind 
(Denkmäler nach Landesrecht). 



    

 
 

Seite 16 von 53 
 
Plan:                    2. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Werder 
Abwägung zu:    §§ 2, 3 (1) und 4 (1) BauGB   
Stand:                  06.04.2019 
 
 

 

Dabei ist insbesondere die flächige Ausdehnung der Bodendenkmale gemäß beilie-
gender Karte in der Planzeichnung darzustellen. Dazu sind folgende Informationen in 
den Textteil zu übernehmen: 
Die Farbe Blau kennzeichnet Bodendenkmale, deren Veränderung oder Beseitigung 
nach§ 7 DSchG MV genehmigt werden kann, sofern vor Beginn jeglicher Erdarbeiten 
die fachgerechte Bergung und Dokumentation dieser Bodendenkmale sichergestellt 
wird. Alle durch diese Maßnahmen anfallenden Kosten hat der Verursacher des Ein-
griffs zu tragen (§ 6 (5) DSchG MV). Über die in Aussicht genommenen Maßnahmen 
zur Bergung und Dokumentation der Bodendenkmale ist das Landesamt für Kultur 
und Denkmalpflege rechtzeitig vor Beginn der Erdarbeiten zu unterrichten. 
Die zu erteilenden Genehmigungen sind an die Einhaltung dieser Bedingungen ge-
bunden. 
 
Hinweise: Für Bodendenkmale, die bei Erdarbeiten zufällig neu entdeckt werden, gel-
ten die Bestimmungen des§ 11 DSchG MV. In diesem Fall ist die untere Denkmal-
schutzbehörde unverzüglich zu benachrichtigen. Der Fund und die Fundstelle sind bis 
zum Eintreffen eines Mitarbeiters oder Beauftragten des Landesamtes in unveränder-
tem Zustand zu erhalten. Die Verpflichtung erlischt fünf Werktage nach Zugang der 
Anzeige. 
Baudenkmale: Im Bereich des Vorhabens sind nach gegenwärtigem Kenntnisstand 
Baudenkmale bekannt, die durch die geplanten Maßnahmen berührt werden. 
Die exakte Auflistung erhalten Sie bei der zuständigen unteren Denkmalschutzbehör-
de. Gemäß§ 6 Abs. 1 DSchG MV sind Denkmale zu erhalten und pfleglich zu behan-
deln. 
Wir bitten, folgenden Hinweis aufzunehmen: Gemäß § 7 DSchG MV ist für Einzel-
denkmale eine gesonderte Genehmigung erforderlich. 
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 Beschlussvorschlag: 

Der sachliche Flächennutzungsplan nach § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB dient lediglich 
der Regelung der "Konzentrationsflächen für Windenergieanlagen". Alle anderen 
Darstellungen regelt der der wirksame Flächennutzungsplan nach § 35 Abs. 3 Satz 1 
BauGB. 
Die Stellungnahme wird daher dahingehend berücksichtigt, dass der Hinweis in die 
Begründung aufgenommen wird. 

 



    

 
 

Seite 18 von 53 
 
Plan:                    2. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Werder 
Abwägung zu:    §§ 2, 3 (1) und 4 (1) BauGB   
Stand:                  06.04.2019 
 
 

 

9.  REGIO INFRA NORD-OST – VOM 25.09.2018  
Das Gebiet der Änderungsplanung grenzt an Grundstücke und Bahnanlagen der 
Strecke 6935 im Streckenabschnitt Lübz- Karow und im Bereich von Bahn-km 43,14-
43,82 ein; angegrenzt wird an das Bahngrundstückes 95, Flur 1 der Gemarkung Ru-
then. 
Grundsätzlich gibt es unsererseits keine Bedenken gegen die vorgelegten Planun-
gen. Bei der Aufstellung des B-Planes sind jedoch in Bezug auf unsere Belange 
nachfolgende Auflagen und Hinweise zu beachten. 
Auflagen 
1. Die Bahnstrecke Parchim - Karow wird in keinster Weise in dtim vorliegenden 

Unterlagen erwähnt. Die Darstellung des räumlichen Geltungsbereiches der Pla-
nunterlage ist in ihrer Abgrenzung zu den Bahnanlagen nicht eindeutig; dies ist 
jedoch wohl dem ungenügenden Planmaßstab zuzurechnen. ,Bahnanlagen" ge-
mäß Allgemeinem Eisenbahngesetz (AEG) sind in allen Bauplanungen als sol-
che auszuweisen; auf den betreffenden Flächen muss die Planungshoheit bei 
den für unser NE-EIU zuständigen Behörden verbleiben und darf nicht in die der 
Kommune übergehen. 

2. Im Abschn. 3.1.1 Harte Tabukriterien in der Planungsbegründung werden für 
notwendige Abstände von Windenergieanlagen 0/VEA) ,,150 m zu Bundesstra-
ßen und Schienenwegen (kann möglicherweise bis 40 m reduziert werden)" auf-
geführt. Dies entspricht nicht der bei uns anzuwendenden Praxis, die auf einer 
Festlegung des Eisenbahn-Bundesamtes beruht. Demnach haben WEA von 
Bahnanlagen einen Mindestabstand einzuhalten, der dem 2fachen Wert des Ro-
tordurchmessers entspricht; in der vorliegenden Planung ist das bei der Anord-
nung der WEA zu berücksichtigen. 

3. Im Plan ist die Bahnnähe bei jedem, den Standort beschreibenden Inhalt zu er-
wähnen. Dies wäre z.B. im Abschn. 4.2 Erschließung der Begründung der Fall. 
Auf der Strecke findet derzeit zwar kein planmäßiger Zugverkehr statt, was je-
doch jederzeit wieder möglich und zulässig wäre. 

4. Für Erschließungsfragen ist gleichfalls von Bedeutung, dass die für den Betrieb 
der WEA zu transportierenden Komponenten i.d.R. als sog. Schwerlast- bzw. 
Großraumtransporte durchgeführt werden. Werden dabei Bahnübergänge (BÜ) 
unserer Zuständigkeit - im konkreten Fall der im Plangebiet befindliche BÜ im 
Bahn-km 43,130 - gequert, sind die dafür erforderlichen Anträge bei uns einzu-
reichen, um Gefährdungen des Bahnbetriebes und des Transportes auszu-
schließen. 

5. Im Abschn. 5.1 Emissionen der Begründung zum Plan fehlen aus unserer Sicht 
Emissionen aus den Befeuerungen der WEA. Diese können für den Bahnbetrieb 
dann von Bedeutung werden, wenn eng gestaffelte WEA-Standorte so in Rich-
tung. Bahn stehen, dass an der Strecke vorhandene, ortsfeste Lichtsignale durch 
die Beteuerungs-leuchten in ihrer Wahrnehmung beeinträchtigt werden können. 
Im vorliegenden Plangebiet kann dieser Fall jedoch nicht eintreten. 

Hinweise 
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1.   Für eine Erschließung des Plangebietes mit Medienleitungen, die sich unseren 
Anlagen nähern oder diese kreuzen, sind rechtzeitig entsprechende, auf den ein-
schlägigen NE- Kreuzungsrichtlinien basierende Anträge bei uns einzureichen. 

Wir bitten um Kenntnisnahme und Beachtung bei allen weiteren Planungen, bei deren 
weiteren Stufen wir erneut zu beteiligen sind. 

 Beschlussvorschlag: 
Der sachliche Flächennutzungsplan nach § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB dient lediglich 
der Regelung der "Konzentrationsflächen für Windenergieanlagen". Alle anderen 
Darstellungen regelt der der wirksame Flächennutzungsplan nach § 35 Abs. 3 Satz 1 
BauGB. 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 
 
10.  LANDESAMT FÜR INNERE VERWALTUNG MECKLENBURG-VORPOMMERN 

AMT FÜR GEOINFORMATION, VERMESSUNGS- UND KATASTERWESEN - VOM 
11.09.2018 
In dem von Ihnen angegebenen Bereich befinden sich keine Festpunkte der amtli-
chen geodätischen Grundlagennetze des Landes Mecklenburg-Vorpommern. Beach-
ten Sie dennoch für weitere Planungen und Vorhaben die Informationen im Merkblatt 
über die Bedeutung und Erhaltung der Festpunkte (Anlage). 
Bitte beteiligen Sie auch die jeweiligen Landkreise und kreisfreien Städte als zustän-
dige Vermessungs- und Katasterbehörden, da diese im Rahmen von Liegenschafts-
vermessungen das Aufnahmepunktfeld aufbauen. Aufnahmepunkte sind ebenfalls zu 
schätzen. 

 Beschlussvorschlag: 
 Alle betroffenen TÖB´s sind angeschrieben worden. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
 

11.  LANDESJAGDVERBAND MECKLENBURG-VORPOMMERN E.V. – VOM 
06.09.2018 
Nach Durchsicht der uns vorliegenden Unterlagen wird ein weiterer Ausbau der 
Windenergie abgelehnt. 
Dieses begründet sich: 
- aus naturschutzfachlicher Sicht mit der hohen Anzahl geschützter Tiere, wie 

Fledermäuse, Greifvögel, Kraniche, Schwäne, die als Schlagopfer an den 
Windkraftanlagen getötet oder schwer verletzt werden, 

- mit der fortschreitenden Zerstörung des Landschaftsbildes, 
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- mit den in der Praxis immer geringer werdenden Abständen der Anlagen zu 
Wohnbebauungen sowie der bekannterweise geringen Effizienz und Nutzbar-
keit der bestehenden Anlagen durch den fehlenden Netzausbau. 

Beschlussvorschlag: 
Der Ausbau der Windenergie ist Ziel des Bundes. Die Regeln, die bei der Planung zu 
beachten sind, hat der Bund und das Land festgesetzt. Diese werden in dieser Pla-
nung beachtet. 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
 

12.  BUNDESNETZAGENTUR – VOM 24.08.2018 
Auf der Grundlage der von Ihnen zur Verfügung gestellten Angaben habe ich eine 
Überprüfung des angefragten Gebiets, SO Windpark 1, durchgeführt. Der beigefügten 
Anlage können Sie die Namen und Anschriften der in dem ermittelten Koordinatenbe-
reich tätigen Richtfunkbetreiber entnehmen. Durch deren rechtzeitige Einbeziehung in 
die weitere Planung ist es ggf. möglich, Störungen des Betriebs von Richtfunkstre-
cken zu vermeiden. 
Gemäß§ 16 Abs. 4 Satz 2 BDSG weise ich darauf hin, dass Sie nach§ 16 Abs. 4 Satz 
1 BDSG die in diesem Schreiben übermittelten personenbezogenen Daten grund-
sätzlich nur für den Zweck verarbeiten oder nutzen dürfen, zu dessen Erfüllung sie 
Ihnen übermittelt werden. 
Ich empfehle Ihnen, die Informationen zur Bauleitplanung im Zusammenhang mit 
Richtfunkstrecken sowie die zusätzlichen Hinweise auf der Internetseite der Bundes-
netzagentur www.bundesnetzagentur.de/bauleitplanung im weiteren Verfahren zu be-
rücksichtigen. 
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 Beschlussvorschlag: 
 Die Stellungnahme wird dahingehend berücksichtigt, dass der Hinweis in die Be-

gründung aufgenommen wird. 
 
 

13.  VODAFONE GMBH / VODAFONE KABEL DEUTSCHLAND GMBH – VOM 
25.09.2018 
Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone GmbH / Vodafone Kabel Deutschland GmbH 
gegen die von Ihnen geplante Maßnahme keine Einwände geltend macht. 
In Ihrem Planbereich befinden sich Telekommunikationsanlagen unseres Unterneh-
mens. Bei objektkonkreten Bauvorhaben im Plangebiet werden wir dazu eine Stel-
lungnahme mit entsprechender Auskunft über unseren vorhandenen Leitungsbestand 
abgeben. 

 Beschlussvorschlag: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 
 

14.  DEUTSCHE TELEKOM TECHNIK GMBH – VOM 24.09.2018 
Im Planbereich SO Windpark 3 befinden sich keine Telekommunikationsanlagen der 
Telekom. 
Gegen die o. g. Planung (Änderung) haben wir keine grundsätzlichen Bedenken bzw. 
Einwände. Eine Neuverlegung von Telekommunikationslinien ist zurzeit nicht geplant. 
Wir werden zu dem aus dem Flächennutzungsplan zu entwickelnden Bebauungsplan 
eine detaillierte Stellungnahme abgeben. 



    

 
 

Seite 22 von 53 
 
Plan:                    2. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Werder 
Abwägung zu:    §§ 2, 3 (1) und 4 (1) BauGB   
Stand:                  06.04.2019 
 
 

 

 
  
 Beschlussvorschlag: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
 

15.  GDM COM – VOM 18.09.2018 
Im angefragten Bereich befinden sich keine Anlagen und keine zurzeit laufenden Pla-
nungen der/s. oben genannten Anlagenbetreiber/s. 
Wir haben keine Einwände gegen das Vorhaben. 
Auflage: Sollte der Geltungsbereich bzw. die Planung erweitert oder verlagert werden 
oder der Arbeitsraum die dargestellten Planungsgrenzen überschreiten, so ist es 
notwendig, eine erneute Anfrage durchzuführen. 
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Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaßnahmen vorgesehen sind, hat durch den 
Bauausführenden zeitnah vor Baubeginn eine erneute Anfrage zu erfolgen. 

 Beschlussvorschlag: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 

 
16.  STADTWERKE LÜBZ GMBH – VOM 13.09.2018 

Nach Prüfung der uns mit Schreiben vom 22.08.2018 übergebenen Unterlagen be-
stehen gegen die o.g. Änderung des Flächennutzungsplanes bzw. des Bebauungs-
planes seitens der Stadtwerke Lübz keine grundsätzlichen Einwände. 
In Werder und Benthen liegen Gasleitungen der Stadtwerke Lübz. Sollten sich Bau-
maßnahmen in den genannten Bereichen ergeben, vereinbaren Sie vorher einen 
Termin zur örtlichen Einweisung mit uns. 

 Beschlussvorschlag: 
 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und im Rahmen der Projektpla-

nung berücksichtigt. 
 
 
17.  BETRIEB FÜR BAU UND LIEGENSCHAFTEN MECKLENBURG-VORPOMMERN – 

VOM 06.09.2018 
Nach Prüfung der oben genannten Unterlagen teile ich Ihnen mit, dass nach derzeiti-
gem Kenntnisstand für den zum Sondervermögen BBL M-V gehörenden Grundbesitz 
des Landes Mecklenburg-Vorpommern weder Bedenken zu erheben noch Anregun-
gen vorzubringen sind. 
Es ist jedoch nicht auszuschließen, dass sich im Plangeltungsbereich forst-, wasser- 
oder landwirtschaftliche sowie für Naturschutzzwecke genutzte Landesflächen befin-
den. 
Für eventuelle Hinweise und Anregungen zu diesen, gem.§ 1 Abs. 2 des Gesetzes 
zur Modernisierung der Liegenschaftsverwaltung des Landes M-V sowie des Staatli-
chen Hochbaus vom 17.12.2001 nicht zum Sondervermögen BBL M-V gehörenden 
Grundstücken sind die jeweiligen Ressortverwaltungen zuständig. Diese sind durch 
den Antragsteller direkt zu beteiligen. 
Ich gehe davon aus, dass bereits im Rahmen des Beteiligungsverfahrens eine Ein-
bindung dieser Fachverwaltungen erfolgt ist. 

 Beschlussvorschlag: 
 Alle betroffenen TÖB´s sind angeschrieben worden. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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18.  GASCADE – VOM 06.09.2018 
Nach Prüfung des Vorhabens im Hinblick auf eine Beeinträchtigung unserer Anlagen 
teilen wir Ihnen mit, dass unsere Anlagen zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht betrof-
fen sind. Dies schließt die Anlagen der v. g. Betreiber mit ein. 
Bitte richten Sie Ihre Anfragen zu Leitungsauskünften zukünftig direkt an das kosten-
freie BIL- Onlineportal unter: https://portal.bil-leitunqsauskunft.de 
Sollten externe Flächen zur Deckung des Kompensationsbedarfs erforderlich sein, 
sind uns diese ebenfalls zur Stellungnahme vorzulegen. 
Wir bitten Sie daher, uns am weiteren Verfahren zu beteiligen. 
Wir möchten Sie darauf hinweisen, dass sich Kabel und Leitungen anderer Betreiber 
in diesem Gebiet befinden können. Diese Betreiber sind gesondert von Ihnen zur Er-
mittlung der genauen Lage der Anlagen und eventuellen Auflagen anzufragen. 

 Beschlussvorschlag: 
 Alle betroffenen TÖB´s sind angeschrieben worden. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 

 
19.  WASSERSTRAßEN- UND SCHIFFFAHRTSAMT LAUENBURG – VOM 04.09.2018 

Die vom Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt Lauenburg zu vertretenden Belange 
bezüglich der Bundeswasserstraße Müritz-Eide-Wasserstraße (MEW) werden durch 
den Bebauungsplan Nr. 3 und die 2. Änderung zum Flächennutzungsplan der Ge-
meinde Werder im Landkreis Ludwigslust- Parchim mit Stand vom 31.07.2018 (Ent-
wurf) nicht berührt. 
Bedenken und Anregungen kann ich daher auch hinsichtlich des Umfangs und Detail-
lierungsgrades der Umweltprüfung nicht vorbringen. 
Beschlussvorschlag: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 

 
20.  WASSER- UND BODENVERBAND "MITTLERE ELDE" – VOM 29.08.2018 

Der Geltungsbereich der 2. Änderung des Flächennutzungsplanes und der Bebau-
ungsplans Nr. 3 der Gemeinde Werder liegen im Verbandsgebiet des Wasser- und 
Bodenverbandes „Mildenitz / Lübzer Elde mit Sitz in Dobbertin. 
Sollten jedoch Ausgleichsmaßnahmen außerhalb des überplanten Bereiches erfor-
derlich werden, ist der WBV „Mittlere Elde“ an der Realisierung von Renaturierungs-
maßnahmen an Gewässern seiner Unterhaltungspflicht interessiert. Sollten im Zu-
sammenhang mit geplanten Baumaßnahmen Ausgleichsverpflichtungen entstehen 
bzw. finanzielle Mittel zur Verfügung stehen, können diese auch für Maßnahmen der 
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Gewässerrenaturierung genutzt bzw. eingesetzt werden. Dann ist der WBV „Mittlere 
Elde“ erneut zu beteiligen. 
Beschlussvorschlag: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
 

21.  BODENVERWERTUNGS- UND -VERWALTUNGS GMBH – VOM 29.08.2018 
Uns liegen derzeit keine Informationen über Sachverhalte vor, die aus grundsätzli-
chen Erwägungen heraus gegen eine Realisierung des Vorhabens sprechen würden. 
Die BWG besitzt zwar Eigentumsflächen im betroffenen Gemeindegebiet, diese sind 
nach den uns vorliegenden Unterlagen von den geplanten Maßnahmen aber nicht be-
troffen. 
Detaillierte Aussagen zu konkreten Flurstücken sind erst möglich, wenn Sie uns die 
Informationen über ggf. betroffene BWG-Liegenschaften mit den vollständigen Katas-
terangaben zur Verfügung stellen. Sollte sich im Zuge der weiteren Planung heraus-
stellen, das die o. g. Aussage nicht. richtig ist und tatsächlich umfangreiche BWG-
Vermögenswerte von der Planung betroffen sind, bitten wir Sie in jedem Fall unver-
züglich um weitere Informationen darüber. 

 Beschlussvorschlag: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
 

22.  LANDGESELLSCHAFT MECKLENBURG-VORPOMMERN MBH – VOM 30.08.2018 
Nach Prüfung der uns übergebenen Unterlagen möchten wir Ihnen mitteilen, dass 
nach dem derzeitigen Erkenntnisstand keine Flurstücke betroffen sind, die durch die 
Landgesellschaft Mecklenburg-Vorpommern mbH verwaltet werden, bzw. sich im Ei-
gentum der Landgesellschaft Mecklenburg-Vorpommern mbH befinden und daher 
keine Einwände gegen die geplanten Maßnahmen erhoben werden. 
Da nicht alle Flurstücke, die sich im Eigentum des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
befinden, durch die Landgesellschaft verwaltet werden, ist nicht auszuschließen, dass 
trotz der vorgenannten Aussage anderweitige landeseigene Flurstücke betroffen sind. 
Sollte es Ihrerseits weitere Rückfragen geben stehen wir Ihnen jederzeit gerne zur 
Verfügung. 

 Beschlussvorschlag: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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23.  HANSEGAS GMBH – VOM 28.08.2018 
Aufgrund Ihrer Anfrage teilen wir Ihnen mit, dass im o. a. Bereich keine Versorgungs-
anlagen aus dem Verantwortungsbereich der HanseGas GmbH vorhanden sind. 

 Beschlussvorschlag: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 
 
24.  50 HERTZ TRANSMISSION GMBH – VOM 28.08.2018 

Nach Prüfung der Unterlagen teilen wir Ihnen mit, dass sich im Plangebiet derzeit 
keine von der 50Hertz Transmission GmbH betriebenen Anlagen (z.B. Hochspan- 
nungsfreileitungen und -kabel, Umspannwerke, Nachrichtenverbindungen sowie Ver- 
und Entsorgungsleitungen) befinden oder in nächster Zeit geplant sind. 

 Beschlussvorschlag: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
 

25.  TLG IMMOBILIEN AG – VOM 24.08.2018 
Zu ihrem oben genannten Schreiben teilen wir Ihnen mit, dass die TLG IMMOBILIEN 
AG über keine Liegenschaften in dem von Ihnen benannten Bereich verfügt. 
Auch ist die TLG IM MOBILIEN AG keine Behörde oder Träger öffentlicher Belange. 
Aus diesen Gründen wird sich die TLG IMMOBILIEN AG zu o.g. Bebauungsplan nicht 
äußern. 

 Beschlussvorschlag: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 
 

26.  LANDESAMT FÜR ZENTRALE AUFGABEN UND TECHNIK DER POLIZEI, 
BRAND- UND KATASTROPHENSCHUTZ MECKLENBURG-VORPOMMERN – 
VOM 12.09.2018 
Aufgrund des örtlich begrenzten Umfangs Ihrer Maßnahme und fehlender Landesre-
levanz ist das LPBK M-V als obere Landesbehörde nicht zuständig. 
Bitte wenden Sie sich entsprechend der „Hinweise zur Beteiligung der Öffentlichkeit 
sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange bei Aufstellung von 
Bauleitplänen und Satzungen nach§§ 34 Abs. 4 Nr. 2 und 3 sowie 35 Abs. 6 Bauge-
setzbuch (BauGB)" bezüglich der öffentlichen Belange Brand- und Katastrophen-
schutz an den als untere Verwaltungsstufe örtlich zuständigen Landkreis bzw. die zu-
ständige kreisfreie Stadt. 
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Außerhalb der öffentlichen Belange wird darauf hingewiesen, dass in Mecklenburg-
Vorpommern Munitionsfunde nicht auszuschließen sind. 
Gemäß § 52 LBauO ist der Bauherr für die Einhaltung der öffentlich-rechtlichen Vor-
schriften verantwortlich. 
Insbesondere wird auf die allgemeinen Pflichten als Bauherr hingewiesen, Gefähr-
dungen für auf der Baustelle arbeitende Personen so weit wie möglich auszuschlie-
ßen. Dazu kann auch die Pflicht gehören, vor Baubeginn Erkundungen über eine 
mögliche Kampfmittelbelastung des Baufeldes einzuholen. 

 Beschlussvorschlag: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
 

27. STAATLICHES AMT FÜR LANDWIRTSCHAFT UND UMWELT 
WESTMECKLENBURG – VOM 18.09.2018 

27.1 Landwirtschaft/EU-Förderangelegenheiten 
Die Unterlagen wurden aus landwirtschaftlicher Sicht geprüft. Landwirtschaftliche Be-
lange sind betroffen. 
Es sollen sechs neue und leistungsfähigere Windkraftanlagen und eine Speicheran-
lage in einem Gebiet errichtet werden, in dem sich bereits zwölf Windkraftanlagen be-
finden. Durch den Bau dieser Windkraftanlagen und der dazu notwendigen Nebenan-
lagen und Zuwegungen werden erneut landwirtschaftlich genutzte Flächen in An-
spruch genommen. 
Unklar ist, ob bei dem Rückbau der bisher bestehenden Windkraftanlagen, die bisher 
in Anspruch genommenen Flächen wieder in landwirtschaftlich nutzbare Flächen zu-
rückgewandelt und einer landwirtschaftlichen Nutzung zugeführt werden. 
Bei der Wahl des Standortes für die Windkraftanlagen ist eine unwirtschaftliche Zer-
schneidung der landwirtschaftlich genutzten Flächen zu vermeiden. 
Weitere Bedenken und Anregungen werden nicht geäußert. 
Beschlussvorschlag: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und im Rahmen des Bebauungs-
planes abgewogen. 

 
27.2 Integrierte ländliche Entwicklung 

Als zuständige Behörde zur Durchführung von Verfahren zur Neuregelung der Eigen-
tumsverhältnisse nach dem 8. Abschnitt des Landwirtschaftsanpassungsgesetzes 
und des Flurbereinigungsgesetzes möchte ich mitteilen, dass sich das Plangebiet in 
keinem Verfahren zur Neuregelung der Eigentumsverhältnisse befindet. Bedenken 
und Anregungen werden deshalb nicht geäußert. 
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Beschlussvorschlag: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 
27.3 Naturschutz, Wasser und Boden 

Von dem Vorhaben sind meine Belange nach §§ 5 Satz 1 Nr. 1 bis 3 und 40 Abs. 2 
Nr. 2 Naturschutzausführungsgesetz (NatSchAG M-V) nicht betroffen. Die Belange 
anderer Naturschutzbehörden nach §§ 2, 3, 4, 6 und 7 NatSchAG M-V sind zu prü-
fen. 
Beschlussvorschlag: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 
27.4 Wasser 

Gewässer erster Ordnung gern. § 48 Abs. 1 des Wassergesetzes des Landes Meck-
lenburg- Vorpommern (LWaG) und wasserwirtschaftliche Anlagen in meiner Zustän-
digkeit werden nicht berührt, so dass von hier gegen das Vorhaben keine wasserwirt-
schaftlichen Bedenken bestehen. 
Beschlussvorschlag: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 
27.5 Boden 

Das Altlasten- und Bodenschutzkataster für das Land Mecklenburg-Vorpommern wird 
vom Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie Mecklenburg-Vorpommern, 
Goldberger Straße 12, 18273 Güstrow, anhand der Erfassung durch die Landräte der 
Landkreise und Oberbürgermeister/Bürgermeister der kreisfreien Städte geführt. Ent-
sprechende Auskünfte aus dem Altlastenkataster sind dort erhältlich. 
Werden in Bewertung dieser Auskünfte oder darüber hinaus durch Sie schädliche 
Bodenveränderungen , Altlasten oder altlastverdächtige Flächen im Sinne des Bun-
desbodenschutzgesetzes (BBodSchG) festgestellt, sind Sie auf Grundlage von § 2 
des Gesetzes zum Schutz des Bodens im Land Mecklenburg-Vorpommern (Landes-
bodenschutzgesetz LBodSchG M-V) verpflichtet, den unteren Bodenschutzbehör-
den der Landkreise und kreisfreien Städte hierüber Mitteilung zu machen. 
Beschlussvorschlag: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und im Rahmen der Projektpla-
nung berücksichtigt. 

 
27.6 Immissions- und Klimaschutz, Abfall- und Kreislaufwirtschaft 

Genehmigungsbedürftige Anlagen nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz 
(BlmSchG) 
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Im Planungsbereich und seiner immissionsschutzrelevanten Umgebung sind nachfol-
gende Anlagen bekannt, die nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz (BlmSchG) 
genehmigt oder angezeigt wurden: 

 
Diese Anlagen haben Bestandschutz. Davon ist bei allen weiteren Planungsmaß-
nahmen auszugehen. 
Beschlussvorschlag: 
Die zwischenzeitlich erstellten Lärmgutachten haben die g. Anlagen berücksichtigt, 
sobald das rechnerisch erforderlich ist. 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und im Rahmen der Projektpla-
nung berücksichtigt. 
 
 

28.  LANDESFORST MECKLENBURG-VORPOMMERN – VOM 10.09.2018 
28.1 Im Auftrag des Vorstandes der Landesforstanstalt M-V nehme ich nach Prüfung der 

o. g. Unterlagen für den Zuständigkeitsbereich des Forstamtes Karbow für den Gel-
tungsbereich des Bundeswaldgesetzes und entsprechend § 20 des Waldgesetzes für 
das Land Mecklenburg-Vorpommern in Verbindung mit § 35 LWaldG M-V, sowie in 

Anlagenbetreiber Anlage Gemarkung Flurstück 
Werder 4 ABS Neue Energien 
GmbH 

WKA Werder 
Flur 1 

180/11; 184/1; 
68/2; 184/1, 
188 

Werder 5 Windpark Woerden West 
Verwaltungsgesellschaft mbH 

WKA Werder 
Flur 1 

181/1; 180/8; 
171/2; 168/2 

Wind & Wärme GmbH WKA Werder 
Flur 1 

174 

Werder 1 - Umweltgerechte Kraf-
tanlagen GmbH & Co. KG 

WKA Werder 
Flur 1 

180/14; 150/9; 
180/13; 176/7 

Werder 2 - Wind Consult Nord 
GmbH 

WKA Werder 
Flur 1 

141/1; 135; 97;
141/2; 176/6; 
138/2; 176/6; 
138/3; 86/2, 
14/11; 90/2, 
172/1; 150/7, 
144/11, 175/2 

landwirtschaftliche Milcherzeuger 
Genossenschaft e.G. 

MVA/Güllelager Werder 
Flur 1 

182/8 

LBK Lübzer Baustoffkontor GmbH Brecheranlage Werder 
Flur 1 

79/80 
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Verbindung mit der Waldabstandsverordnung sowie den Hinweisen zur Behandlung 
von Windenergieanlagen im Waldabstandsbereich zur Richtlinie zum Zwecke der 
Neuaufstellung, Änderung und Ergänzung Regionaler Raumentwicklungsprogramme 
in Mecklenburg-Vorpommern vom 12. Dezember 2012 nach Prüfung des Sachverhal-
tes wie folgt Stellung: 
Entsprechend der gültigen Definition des Waldgesetzes für das Land Mecklenburg- 
Vorpommern zählen alle mit Waldgehölzen bestockten Flächen ab einer Größe von 
0,20 ha und einer mittleren Breite von 25 m (Durchführungsbestimmungen zu § 2 
LwaldG M-V vom 3.7.2017) als Wald im Sinne des Gesetzes. Gemäß § 20 in Verbin-
dung mit §§ 35 und 10 LWaldG M-V ergibt sich somit eine Zuständigkeit der Landes-
forst M-V - Anstalt des öffentlichen Rechts als zuständige Forstbehörde. 
Hierbei ist, den Neubau von Windenergieanlagen in den Gemarkungen Lübz, Greven, 
Werder, Lindenbek und Ruthen betreffend, das Forstamt Karbow zuständiger Vertre-
ter der Landesforstanstalt. 
Entsprechend § 20 (1) LWaldG M-V ist zur Sicherung vor Gefahren durch Windwurf 
und Waldbrand bei der Errichtung baulicher Anlagen ein Abstand von 30 m zum Wald 
einzuhalten. Dabei bemisst sich der Abstand im Falle der Errichtung einer Windener-
gieanlage von der Traufkante des Waldes (lotrechte Projektion des Baumkronenau-
ßenrandes) bis zum Rand der auf die Geländeoberfläche projizierten Kugel, die durch 
die sich drehende Rotoranlage beschrieben wird (Drehung der Rotorflügel vertikal 
und der gesamten Rotorlänge horizontal). 
Nach Durchsicht der vorliegenden Unterlagen ist festzustellen, dass sich in der Nähe 
der zu errichtenden Windkraftanlage WEA 1 - 7 kein Wald in einer Entfernung von 
weniger als 30 m zum Bauvorhaben befindet. 
Es ist daher festzustellen, dass im B-Plan Nr. 3 der 30 m-Waldabstandsbereich ein-
gehalten wird. 
Der Abstand von mindestens 30 m zum Wald beim Bau einer Windenergieanlage ist 
in jedem Falle einzuhalten, weil der Waldrand auch ein in Bezug auf die Artenvielfalt 
überdurchschnittlich sensibler Bereich für Fledermaus-, Vogel- und Insektenarten ist. 
Weitere Anforderungen an die Genehmigung von Windkraftanlagen in Bezug auf 
Waldbrandschutz lt. Erlass des LU vom 22.7.2013 sind folgende: 
Bei allen WEA, deren äußere Rotorblattspitzen sich in einem Abstand von weniger 
als 50 m vom Waldrand entfernt befinden, erreichen die Rotorblätter einen für den 
Waldbrandschutz relevanten Abstand. Daher sind lt. Erlass des Ministeriums für 
Landwirtschaft, Umwelt und Verbraucherschutz vom 22.7.2013 in diesen WEA auto-
matische Löschanlagen in den Kanzeln der WEA zu installieren. Der Nachweis ist 
über die Planungsunterlagen und durch Bauabnahmeprotokolle vor Inbetriebnahme 
zu erbringen. 
Alle WEA, deren äußere Rotorblattspitzen sich in einem Abstand von weniger als 50 
m vom Waldrand befinden, sind lt. Erlass vom 22.7.2013 mit Brandmeldern auszu-
statten. Sollte durch einen Brandmelder eine Störung registriert werden, muss es zu 
einer automatischen Abschaltung der Anlage kommen. 
In waldbrandgefährdeten Gebieten prüft die untere Forstbehörde, ob aufgrund des 
beantragten Baues von WEA die Anlage und Unterhaltung von zusätzlichen Lösch-
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wasserentnahmestellen im Umkreis der WEA gefordert werden müssen. In diesem 
Fall hat der Betreiber der WEA die Anlage und Unterhaltung der zusätzlichen Lösch-
wasserentnahmestelle sicher zu stellen. 
Das Forstamt Karbow hat dies geprüft und erachtet innerhalb des Flächennutzungs-
plans zusätzliche Löschwasserentnahmestelle im Umkreis von WEA im 50 m Ab-
stand vom Wald als erforderlich, da es sich bei dem angrenzenden Waldgebiet um 
ein Gebiet der zweithöchsten Waldbrandgefahrenklasse (Klasse B) handelt. 
Beschlussvorschlag: 
Der sachliche Flächennutzungsplan nach § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB dient lediglich 
der Regelung der "Konzentrationsflächen für Windenergieanlagen". Alle anderen 
Darstellungen regelt der der wirksame Flächennutzungsplan nach § 35 Abs. 3 Satz 1 
BauGB. 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 

28.2 In der Anlage 1-4 erhalten Sie eine Karte der betroffenen Gebieten des Bebauungs- 
und Flächennutzungsplanes, auf der die für diese Pläne relevanten Waldflächen dar-
gestellt sind und für die die hier beschriebenen Regelungen Anwendung finden. So-
fern die dort abgebildeten Waldflächen nicht bereits im F-Plan-Entwurf enthalten sind, 
sind diese in die Planzeichnung zu übernehmen, als Wald darzustellen und frei von 
jeglicher Bebauung zu halten. Die bereits oben genannten Hinweise (= Einhaltung 
des gesetzlichen Waldabstandes von 30 Metern; kein Überstreichen der Rotorblätter 
möglich etc.) sind für diese Flächen einzuhalten. 
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Beschlussvorschlag: 
Der sachliche Flächennutzungsplan nach § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB dient lediglich 
der Regelung der "Konzentrationsflächen für Windenergieanlagen". Alle anderen 
Darstellungen regelt der der wirksame Flächennutzungsplan nach § 35 Abs. 3 Satz 1 
BauGB. Neue Waldflächen sind daher nicht Inhalt der Planung. 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 
28.3 Die Landesforst Mecklenburg-Vorpommern - AöR - betreibt auf Grund der regional 

sehr hohen Waldbrandgefährdung das Automatisierte Waldbrandfrüherkennungssys-
tem (AWFS) ,,Fire Watch". Dieses basiert auf einem Kamerasystem welches optische 
Merkmale erfasst und Veränderungen auswertet. Durch den Neubau der Windener-
gieanlage (WEA) kann es zu Sichtfeldeinschränkungen der Kameras und/oder tech-
nischen Einschränkungen des Automatisierten Waldbrandfrüherkennungssystems 
kommen. Aus diesem Grund ist nach Erlass des Ministeriums für Landwirtschaft, 
Umwelt und Verbraucherschutz Mecklenburg- Vorpommern (LU) vom 22.07.2013 
durch den Vorhabensträger ein Gutachten über die Auswirkungen des Bauvorha-
bens, welches durch die IQ wireless GmbH, Carl-Scheele-Str. 14 in 12489 Berlin 
(Tel.: 030/639280-0, Email: info@iq-wireless.com) erstellt werden muss, vorzulegen. 
Werden durch das Gutachten negative Auswirkungen festgestellt, sind diese vom 
Vorhabensträger durch geeignete Maßnahmen, wie etwa die Verlegung eines Kame-
rastandortes oder den Neubau einer zusätzlichen Kameraüberwachungsanlage, voll-
ständig auszugleichen. 
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 Die von Ihnen geplante Anlage befindet sich innerhalb der 20 km Reichweite eines 
vorhandenen Kamerastandortes und möglicherweise im momentanen Funkkorridor 
der vorhandenen Waldbrandüberwachungskameras des Waldbrandfrüherkennungs-
systems. 

 Beschlussvorschlag: 
 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und im Rahmen der Projektpla-

nung berücksichtigt. 
 
28.4 Nach Durchsicht der vorliegenden Unterlagen ist festzustellen, dass sich in der Nähe 

der zu errichtenden Windkraftanlagen Nr. 1-7 Wald in einer größeren Entfernung als 
50 m zum Bauvorhaben befindet.  

 Es ist daher festzustellen, dass für die WEA Nr. 1-7 keine weiteren Entscheidungen 
seitens der Forstbehörde herbeizuführen sind, da sich diese geplanten Baumaßnah-
men außerhalb des Waldes und des 50 m-Waldabstandsbereiches befinden. 

 Somit werden Belange des Landeswaldgesetzes M-V im Falle der Errichtung der 
WEA Nr. 1-7 nicht berührt. 
Beschlussvorschlag: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 

 
29.  REGIO INFRA NORD-OST GMBH & CO. KG – VOM 25.09.2018 

Wir betreiben die Strecke Parchim - Karow (Strecken-Nr. 6935) als öffentliches Nicht-
bundes- eigenes Eisenbahninfrastrukturunternehmen (NE-EIU) im Auftrag unseres 
Mutterkonzernunternehmens und der Streckeneigentümerin, der ENON GmbH & Co. 
KG, Pritzwalker Straße 2, 16949 Putlitz, und können durch das geplante Vorhaben in 
unseren Belangen berührt werden. In der Wahrnehmung von Aufgaben als Träger öf-
fentlicher Belange treten demnach nur wir als NE- EIU auf, so dass Sie uns bei allen 
weiteren Planungsschritten direkt beteiligen können; die ENON würde durch uns 
selbstredend immer einbezogen. 
Das Gebiet der Änderungsplanung grenzt an Grundstücke und Bahnanlagen der 
Strecke 6935 im Streckenabschnitt Lübz - Karow und im Bereich von Bahn-km 43,14 
-43,82 ein; angegrenzt wird an das Bahngrundstückes 95, Flur 1 der Gemarkung Ru-
then. 
Grundsätzlich gibt es unsererseits keine Bedenken gegen die vorgelegten Planun-
gen. Bei der Aufstellung des B-Planes sind jedoch in Bezug auf unsere Belange 
nachfolgende Auflagen und Hinweise zu beachten. 
I. Auflagen 
1. Die Bahnstrecke Parchim - Karow wird in keinster Weise in den vorliegenden Un-

terlagen erwähnt. Die Darstellung des räumlichen Geltungsbereiches der Planun-
terlage ist in ihrer Abgrenzung zu den Bahnanlagen nicht eindeutig; dies ist je-
doch wohl dem ungenügenden Planmaßstab zuzurechnen. ,,Bahnanlagen" ge-
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mäß Allgemeinem Eisenbahngesetz (AEG) sind in allen Bauplanungen als sol-
che auszuweisen; auf den betreffenden Flächen muss die Planungshoheit bei 
den für unser NE-EIU zuständigen Behörden verbleiben und darf nicht in die der 
Kommune übergehen. 

2. Im Abschn. 3.1.1 Harte Tabukriterien in der Planungsbegründung werden für 
notwendige Abstände von Windenergieanlagen (WEA) ,,150 m zu Bundesstra-
ßen und Schienenwegen (kann möglicherweise bis 40 m reduziert werden)" auf-
geführt. Dies entspricht nicht der bei uns anzuwendenden Praxis, die auf einer 
Festlegung des Eisenbahn-Bundesamtes beruht. Demnach haben WEA von 
Bahnanlagen einen Mindestabstand einzuhalten, der dem 2fachen Wert des Ro-
tordurchmessers entspricht; in der vorliegenden Planung ist das bei der Anord-
nung der WEA zu berücksichtigen. 

3. Im Plan ist die Bahnnähe bei jedem, den Standort beschreibenden Inhalt zu er-
wähnen. Dies wäre z.B. im Abschn. 4.2 Erschließung der Begründung der Fall. 
Auf der Strecke findet derzeit zwar kein planmäßiger Zugverkehr statt, was je-
doch jederzeit wieder möglich und zulässig wäre. 

4. Für Erschließungsfragen ist gleichfalls von Bedeutung, dass die für den Betrieb 
der WEA zu transportierenden Komponenten i.d.R. als sog. Schwerlast- bzw. 
Großraumtransporte durchgeführt werden. Werden dabei Bahnübergänge (BÜ) 
unserer Zuständigkeit - im konkreten Fall der im Plangebiet befindliche BÜ im 
Bahn km 43,130 - gequert, sind die dafür erforderlichen Anträge bei uns einzu-
reichen, um Gefährdungen des Bahnbetriebes und des Transportes auszu-
schließen. 

5. Im Abschn. 5.1 Emissionen der Begründung zum Plan fehlen aus unserer Sicht 
Emissionen aus den Befeuerungen der WEA. Diese können für den Bahnbetrieb 
dann von Bedeutung werden, wenn eng gestaffelte WEA-Standorte so in Rich-
tung Bahn stehen, dass an der Strecke vorhandene, ortsfeste Lichtsignale durch 
die Beteuerungs-leuchten in ihrer Wahrnehmung beeinträchtigt werden können. 
Im vorliegenden Plangebiet kann dieser Fall jedoch nicht eintreten. 

II. Hinweise 
1. Für eine Erschließung des Plangebietes mit Medienleitungen, die sich unseren 

Anlagen nähern oder diese kreuzen, sind rechtzeitig entsprechende, auf den ein-
schlägigen NE- Kreuzungsrichtlinien basierende Anträge bei uns einzureichen. 

Wir bitten um Kenntnisnahme und Beachtung bei allen weiteren Planungen, bei deren 
weiteren Stufen wir erneut zu beteiligen sind. 

 Beschlussvorschlag: 
Der sachliche Flächennutzungsplan nach § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB dient lediglich 
der Regelung der "Konzentrationsflächen für Windenergieanlagen". Alle anderen 
Darstellungen regelt der der wirksame Flächennutzungsplan nach § 35 Abs. 3 Satz 1 
BauGB. 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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30.  LANDESAMT FÜR UMWELT, NATURSCHUTZ UND GEOLOGIE MECKLENBURG-
VORPOMMERN – VOM 04.10.2018 
Abteilung Immissionsschutz und Abfallwirtschaft 
Aus Sicht des Immissionsschutzes wird zu dem Vorhaben wie folgt Stellung genom-
men: 
Die Planung läuft auf ein Repowering von bestehenden Windenergieanlagen hinaus. 
Dafür sollen im weiteren Verfahrensverlauf fachtechnische Gutachten, u. a. für Schall 
erstellt werden. 
Das LUNG weist vorsorglich darauf hin, dass das Ministerium für Landwirtschaft und 
Umwelt am 10.01.2018 den aktuellen Beschluss. der LAl2 in der Genehmigungspra-
xis von Windenergieanlagen für verbindlich erklärt hat und damit dem aktuellen Stan-
dard für Schallprognosen, der Anwendung des Interimsverfahrens, Rechnung zu tra-
gen ist. 
Im Umweltbericht, Nr. 4.1.1, wird die in der Nachbarschaft maximal hinzunehmende 
Belastung von Immissionen durch bewegten Schattenwurf missverständlich darge-
stellt. Die angesprochenen 30 Stunden pro Jahr sind Werte für die astronomisch ma-
ximal mögliche Schattenwurfdauer und dienen in der Phase der Erstellung der Prog-
nose als ein Richtwert, ob betriebsbeschränkende Maßnahmen erforderlich werden. 
Tatsächlich hinnehmen muss die Nachbarschaft eine Beschattungsdauer von 8 Stun-
den pro Jahr. 
Beschlussvorschlag: 
Der betreffende Abschnitt im Umweltbericht wurde angepasst.  
Die Stellungnahme wird weiterhin dahingehend berücksichtigt, dass ein Schall- 
und Schattengutachten der Begründung als Anlage beigelegt wird. Alle anderen Hin-
weise sind Inhalt der Projektplanung und in diesem Rahmen zu berücksichtigen. 
 
 

 

II. BETROFFENE GEMEINDEN 

1.  STADT PLAU AM SEE– VOM 18.09.2018 
Nach Prüfung der mir vorgelegten Entwurfsplanungen teile ich Ihnen mit, dass sei-
tens der Stadt Plau am See keine Bedenken gegen die geplanten Vorhaben beste-
hen. 
Beschlussvorschlag: 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 

                                                 
 

2 Hinweise zum Schallimmissionsschutz bei Windkraftanlagen (WKA) der LAI, Stand: Juni 
2016, verabschiedet auf der 134. Sitzung  der LAI, September 2017 
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2.  AMT GOLDBERG – MILDENITZ – VOM 24.09.2018 
1. Schutzgut- Landschaftsbild (Erholung, Tourismus), 
2. Schutzgut- Mensch (Erholung, Wohnen- visuelle Beeinträchtigung). 
Zu Punkten aus der Entwurfsbegründung: 
 

2.1  1.1.3 Wesentliche Auswirkungen der Bauleitplanung  
Schon auf Grund der auf Seite 1 beschriebenen Lage des Amtes Goldberg-Mildenitz 
werden hochgradige Auswirkungen, Belastungen und negative Begleiterscheinungen 
hinsichtlich der Schutzgüter Mensch und Landschaftsbild erwartet, falls 250 Meter 
hohe WEA auf neuem SO Gebiet Windpark 3 errichtet werden. Besonders sind dann 
die Tourismusschwerpunkte Goldberger See, Woostener See, Dobbertiner See und 
Langenhägener Seewiesen betroffen, da das SO Gebiet Windpark 3 von dort als" In-
dustrieanlage" immer im Blickfeld erscheint. Aber auch die Bürger des Amtes Gold-
berg-Mildenitz sind in erheblichem Maß von der Bauleitplanung betroffen und potenti-
elle Grundstückskäufer fragen schon heute explizit nach eventuellen Windeignungs-
gebieten. Allein die Tatsache, es könnte eine WEA in Zukunft entstehen, hält sie vom 
Zuzug ab. 
Allein diese Punkte begründen eine Prüfung hinsichtlich der weichen Kriterien. 
Zu 2.2 Schritte zur Festlegung der Konzentrationsflächen sowie zu 3. Ermittlung von 
Tabukriterien, ist unter Berücksichtigung der weichen Tabuzonen und weichen 
Tabukriterien sowie den Restriktionsbereichen und Restriktionskriterien das SO Ge-
biet Windpark 3 nicht genehmigungsfähig und wird seitens der Stadt Goldberg und 
des Amtes Goldberg-Mildenitz abgelehnt. 

 Beschlussvorschlag: 
 Der Ausbau der Windenergie ist Ziel des Landes. Will ein Land oder eine Gemeinde 

weniger Windenergie zulassen, als es rechtlich möglich ist (= harte Kriterien), kann 
ein Regionalplan oder/ und eine sachlicher Teilflächennutzungsplan aufgestellt wer-
den. 

 Die weichen Kriterien sind dazu zu definieren, die dann überall gleich anzunehmen 
sind. Das hat das Land und auch die Gemeinde Werder gemacht. Beide Planungen 
kommen auf die Eignung der Fläche 3. 

 Die Stellungnahme wird nicht berücksichtigt. 
 

2.2  Zu Punkt 5.1.1. Schutzgut Mensch, Seite 35/36 aus Umweltbericht-Vorentwurf: 
Entgegen der Begründung, "Negative Auswirkungen... Erholungsnutzung... kaum zu 
erwarten", wären diesbezüglich die negativen Auswirkungen sehr wohl sehr groß, da 
das Amt Goldberg-Mildenitz unmittelbar betroffen ist (siehe Begründungen vorab da-
zu), was ebenso zu einer Ablehnung des SO Gebietes Windpark 3 führt. 
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 Beschlussvorschlag: 
Die zwischenzeitlich erstellten Lärmgutachten haben die g. Anlagen berücksichtigt, 
sobald das rechnerisch erforderlich ist. 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und im Rahmen der Projektpla-
nung berücksichtigt. 
 

2.3  3. Zu Punkt 5.1.2. Schutzgut Tiere, 
Der Artenkartierer, Ornithologe und Naturschutzwart des Landkreises Ludwigslust-
Parchim, zuständig für das Amt Goldberg-Mildenitz sowie den Naturpark Nossentiner-
Schwinzer Heide, Herr Edgar Schippan beteiligt sich im Rahmen des Verfahrens zum 
Regionalen Raumentwicklungsprogramm seit Jahren an der Teilfortschreibung Wind-
energie, des Regionalen Planungsverband Westmecklenburg mit entsprechenden 
Stellungnahmen. 
Zusätzlich unterstützend in den weiteren Verfahren sind die in der Entwurfsbegrün-
dung als notwendig bezeichneten fachlichen Untersuchungen sowie auch sämtliche 
noch ausstehenden Kartierungen, Monitorings, Prüfungen und Untersuchungen aus 
dem Umweltbericht- Vorentwurf. Überschlägige Prüfungen wie z.B. durch Inaugen-
scheinnahme des Plangebietes reichen da keineswegs aus! 
Die intensiven Beobachtungen der letzten Jahre zeigen schon jetzt deutlich, dass z.B. 
die Brutbiologie und das Zug-Rastverhalten einzelner Vogelarten sowie das anzahl-
mäßige Auftreten einzelner Arten u.a. mehr und mehr abhängig sind von der Bewirt-
schaftung (Fruchtfolge) der Flächen sowie verstärkt auch von der jeweils vorherr-
schenden Klimasituation. 
Neueste Erkenntnisse, insbesondere des Großvogelschutzes (u.a. Rotmilan- Rotmi-
landichtezentren, Kranich, Seeadler, nord. Gänse usw.), aber natürlich auch des Fle-
dermausschutzes, machen eine Modifizierung der bislang vorliegenden Ergebnisse 
im zurückliegenden Verfahren der 1.Teilfortschreibung zwingend notwendig und wer-
den zur rechtlichen Beweisaufnahme durch neue Daten aktualisiert und in die folgen-
de 2.Teilfortschreibung des Regionalen Raumentwicklungsprogramms ergänzend mit 
einfließen. 
Daraus resultierend ist auch aus Sicht des Arten- und Lebensraumschutzes eine Ab-
lehnung des SO Gebietes Windpark 3 erforderlich. 
Im Übrigen gilt das vorsorglich für das in dem Planungsentwurf des Regionalen Pla-
nungsverbandes dargestellte gesamte, in Teilen auf dem Gebiet des Amtes Gold-
berg-Mildenitz liegende, „neue“ Eignungsgebiet Windenergie 40/16 Sehlsdorf, worin 
ja das sich auf dem Gemeindegebiet Werders befindende SO Gebiet Windpark 3 in-
tegriert ist! 
 
Für das Amt Goldberg-Mildenitz sind die Anlagen- sowie die betriebsbedingten Aus-
wirkungen und nachhaltigen Beeinträchtigungen sehr erheblich, so dass unter Be-
rücksichtigung der Bewertungen und Beurteilungen zu den einzelnen Schutzgütern 
eine Ablehnung des SO Gebietes Windpark 3 zwingend notwendig ist! 
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In Anbetracht der beschriebenen Faktenlagen sollte die nördlichste Grenze für Wind-
energieanlagen, die im Flächennutzungsplan vorgegebenen Plangebiete mit den be-
reits vorhandenen WEA auf der Höhe Lübz- Ruthen- südl. Werder, keinesfalls weiter 
nach Norden überschritten werden. 
Beschlussvorschlag: 
Im RREP WM 2011 wurden Tourismusschwerpunkträume dargestellt. Diese „(…) 
weisen eine hohe touristische Nachfrage und ein überdurchschnittlich hohes touristi-
sches Angebot aus. Kriterien für Tourismusschwerpunkträume sind insbesondere ei-
ne Übernachtungsrate von mehr als 14.000 Übernachtungen je tausend Einwohner 
sowie eine Gesamtbettenzahl von über 300 Betten pro Gemeinde.“  

Weiter heißt es in der Teilfortschreibung des Regionalen Raumentwicklungspro-
gramms Westmecklenburg zum Entwurf des Kapitels 6.5 Energie zur 2. Stufe des Be-
teiligungsverfahrens, S. 28:  

„Um in den Tourismusschwerpunkträumen eine touristische, den heutigen Ansprü-
chen entsprechende Nutzung im Hinblick auf die herausragende Bedeutung dieses 
Wirtschaftszweiges sicherzustellen, ist es notwendig, diese Räume von Nutzungen 
und Maßnahmen freizuhalten, die in Flächenkonkurrenz zum Tourismus stehen. 
Ferner sind hier Natur und Landschaft so zu schützen, zu pflegen und zu entwi-
ckeln, dass die Voraussetzungen für die Erholung in Natur und Landschaft gesichert 
werden. Dazu gehören auch die Vermeidung einer technischen Überformung der 
Landschaft und der Erhalt eines unverbauten Landschaftserlebnisses. Um eine Be-
einträchtigung der touristischen Nutzung von vornherein auszuschließen und diesen 
Wirtschaftsfaktor für die Region auf hohem Niveau zu erhalten, hat der Regionale 
Planungsverband Westmecklenburg beschlossen, Tourismusschwerpunkträume im 
Rahmen seiner Abwägungsentscheidung von Windenergie-anlagen freizuhalten“. 

Laut der Kartendarstellung des RREP WM befindet sich das Windeignungsgebiet 
42/18 nicht innerhalb eines Tourismusschwerpunktraums, sondern innerhalb eines 
Tourismusentwicklungsraums (der räumlich nächstgelegene Schwerpunktraum ist der 
Plauer See, Plau am See sowie deren nahe Umgebung). Diese sind nach der Regio-
nalplanung nicht von Vorhaben auszuschließen, welche der touristischen Nutzung 
entgegenstehen können. Außerdem überschneidet sich der Geltungsbereich des 
sTFNP Windenergie Werder nicht mit dem Entwicklungsraum, der sich östlich an das 
Gemeindegebiet anschließt.  
Aktuelle Daten zu den Vogelvorkommen, welche innerhalb eines nach dem standar-
disierten Kartierverfahrens nach Südbeck et al. festgelegten Untersuchungsrahmens 
im Geltungsbereich des sTFNP erhoben wurden, liegen vor und werden in der Pla-
nung berücksichtigt.  

 Die Stellungnahme wird nicht berücksichtigt.   
 
 
 
 
 



    

 
 

Seite 40 von 53 
 
Plan:                    2. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Werder 
Abwägung zu:    §§ 2, 3 (1) und 4 (1) BauGB   
Stand:                  06.04.2019 
 
 

 

III. BETROFFENE ANLIEGER 

1.  BÜRGER 1 CHRISTIAN WANSCHNEIDER, AM RURNBERG 47 B, 04668 GRIMMA 
– VOM 12.09.2018 
Als Grundstückseigentümer von Grundstücken der Gemeinde Lübz, welche sich in 
unmittelbarer Nähe der Gemeindegrenze zu Werder befinden, bin ich von den vorge-
sehenen Änderungen des Flächennutzungsplans direkt betroffen. Nach Sichtung der 
bereitgestellten Unterlagen möchte ich Ihnen gerne meine Hinweise übermitteln, da-
mit diese im weiteren Verfahren Berücksichtigung finden. 
Die hier vorgetragenen Hinweise entsprechen teilweise denen von mir zur - sachlich 
verbundenen und auf gleichen Unterlagen fußenden - 4. Änderung des Flächennut-
zungsplanes als sachlichen Teilflächennutzungsplan "Windenergie" nach § 5 Abs. 2b 
BauGB der Stadt Lübz - Landkreis Ludwigslust-Parchim gegebenen Hinweise. 
 

1.1  Die Förderung der Entwicklung der regenerativen Energien und die positive Bewer-
tung der bestehenden Windenergieanlagen durch die Gemeinde (Begründung zur 4. 
Änderung des Flächennutzungsplans, Kapitel 1.1.2 Abs. 11) wurde bislang nicht do-
kumentiert. 

 Beschlussvorschlag: 
In der Begründung steht: 

„Durch die Entwicklung von höheren Windenergieanlagen mit neuerer Technik 
und robusteren Materialien ist eine effektivere Auslastung von Energieeig-
nungsflächen möglich und gemeindlich auch gewünscht.“ 

Es heißt also, dass die Technik es hergibt und die Gemeinde diese Entwicklung ledig-
lich unterstützt. 
Eine Wirtschaftlichkeitsberechnung wäre nur erforderlich, wenn die Gemeinde im Be-
bauungsplan Windenergieanlagen unter 130 m Höhe festsetzen würde und es Hin-
weise gibt, dass das Windparkkonzept nur mit einem „Minus im Gewinn“ laufen wür-
de. Das ist hier nicht gegeben. Daher ist eine Dokumentation aus rechtlicher Sicht 
nicht erforderlich. 
Die Stellungnahme wird nicht berücksichtigt. 

 
1.2  Der explizite Wunsch der Gemeinde Werder, die Speicherung und Nutzung von re-

generativen Energien aus Windkraft voranzutreiben (Begründung zur 4. Änderung 
des Flächennutzungsplans, Kapitel 1.1.2 letzter Absatz) wurde bislang nicht doku-
mentiert. 

 Beschlussvorschlag: 
In § 1 Abs. 1 BauGB steht: 

„Aufgabe der Bauleitplanung ist es, die bauliche und sonstige Nutzung der 
Grundstücke in der Gemeinde nach Maßgabe dieses Gesetzbuchs vorzube-
reiten und zu leiten.“ 
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Und in Abs. 5: 
„Die Bauleitpläne sollen eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung, die die 
sozialen, wirtschaftlichen und umweltschützenden Anforderungen auch in 
Verantwortung gegenüber künftigen Generationen miteinander in Einklang 
bringt, und eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende sozialgerechte Boden-
nutzung unter Berücksichtigung der Wohnbedürfnisse der Bevölkerung ge-
währleisten. Sie sollen dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu si-
chern, die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln so-
wie den Klimaschutz und die Klimaanpassung, insbesondere auch in der 
Stadtentwicklung, zu fördern, sowie die städtebauliche Gestalt und das Orts- 
und Landschaftsbild baukulturell zu erhalten und zu entwickeln. Hierzu soll die 
städtebauliche Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen der Innenentwick-
lung erfolgen.“ 

Es geht in der Bauleitplanung somit um eine zukunftsfähige Flächenplanung, die 
neue Entwicklungen vorbereitet. 
Gerade die Versorgung mit regenerativen Energien ist im Umbruch. Mit dieser Pla-
nung erfolgt die Vorbereitung, neue, andere Wege zu gehen. Eine Dokumentation ist 
daher nicht erforderlich. 
Die Stellungnahme wird nicht berücksichtigt. 

 
1.3  Die mögliche Speicherung und Umnutzung der im Windpark gewonnenen Energie ist 

eine Gewerbetätigkeit, · die von der notwendigen Flächennutzung zur Energiegewin-
nung zu trennen ist, da sie (1) zur Errichtung und Betrieb eines Windparks nicht not-
wendig ist und (2) in einer solchen Anlage auch eine Umwandlung und Speicherung 
konventioneller Energie vorgenommen werden kann. Die Berücksichtigung einer Bau-
fläche zu diesem Zweck ist im Flächennutzungsplan „Windenergie" ist daher nicht 
korrekt und sollte entfallen. 
Sollte die Speicherung und Umnutzung von volatiler elektrischer Energie gleichwohl 
gewünscht sein, bedarf es hierzu keines Ausweises einer Sonderfläche.  Die Errich-
tung einer derartigen Anlage sollte durch eine Umnutzung bzw. Erweiterung des von 
der landwirtschaftlichen Milcherzeugergenossenschaft e.G. Greven an der Grevener 
Straße genutzten Areals erfolgen. Damit würde einer über das notwendige Maß hin-
ausgehende Zerklüftung der Landschaft entgegengewirkt. Andererseits könnten hier 
ggf. bereits bestehende Einrichtungen zur Nutzung (z.B. Trocknung) bzw. Erzeugung 
erneuerbarer Energien (z.B. Photovoltaikanlage, Biogasanlage) sinnvoll eingebunden 
werden. 
Sollte die dauerhafte und sicherer Versorgung von Stromabnahmen in Werder nicht 
gegeben sein (Begründung zur 4. Änderung des Flächennutzungsplans, Kapitel 1.1.2 
letzter Absatz) ist das ein Problem, welches durch den örtlichen Stromnetzbetreiber 
zu beheben ist. Wenn es sich - was denkbar ist - um einen groben Verstoß gegen 
dessen Pflichten aus dem Konzessionsvertrag handelt, besteht ggf. die Möglichkeit 
einer Neuvergabe. Das beschriebene Problem mittels Flächennutzungsplan lösen zu 
wollen ist nicht möglich. 
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 Beschlussvorschlag: 
Es ist korrekt, dass dieses eine gewerbliche Nutzung ist. Allerdings sollten solche 
Flächen im direkten Umfeld zur Energiegewinnung liegen. Daher ermöglicht die 
Baunutzungsverordnung (BauNVO), nach § 11 Sonstige Sondergebiete auch an an-
deren Stellen zuzulassen, wenn die zulässige Nutzung ganz eindeutig definiert wird. 
Diesen Weg bereitet die Bauleitplanung über die Änderung des Flächennutzungspla-
nes und den Bebauungsplan vor. 
Die Stellungnahme wird nicht berücksichtigt. 
 

1.4  Der Abbau der 12 bestehenden nahen Windenergieanlagen südwestlich und südlich 
von Werder ist nicht gesichert. Ohne Änderungen (z.B. Neubau nur bei zwingendem 
vorherigem Rückbau bestehender Anlagen) steht zu befürchten, dass die Gesamt-
zahl der Windenergieanlagen deutlich ausgeweitet wird und das Ziel einer Neuord-
nung im Sinne der Gemeinde verfehlt wird. Diese Befürchtung wird durch die Aussa-
gen in Kapitel 5.1.6 des Umweltberichts, insb. erster Absatz unterstützt, in welchem 
von einer zusätzlichen Errichtung von Windenergieanlagen gesprochen wird. 

 Beschlussvorschlag: 
Der Abbau kann durchaus durch Festsetzungen geregelt werden. Allerdings sind die 
Anlagen noch finanziert und nicht abgeschrieben. Parallel dazu ist durch die aktuelle 
Planung die Ergänzung der Parks möglich.  
Die Stadt hat daher Lärmgutachten und Schattengutachten eingefordert, die darle-
gen, dass die Alt- und Neuanlagen ein gesundes Wohnen und Arbeiten in der Umge-
bung zulassen. Das ist gegeben. Daher ist es nicht das städtebauliche Ziel der Stadt, 
den Rückbau einzufordern. 
Allerdings bleibt nur der Bestandsschutz der Altanlagen gesichert. Ein Repowering 
wird nicht zugelassen. 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 
1.5  Ich gehe davon aus, dass vor finaler Beschlussfassung das Kapitel 4.3.2. der Be-

gründung zur 4. Änderung des Flächennutzungsplans ergänzt und der veröffentlicht 
wird. 

 Beschlussvorschlag: 
Bei der Planaufstellung werden die gesetzlichen Vorgaben beachtet. Dazu gehört 
auch die öffentliche Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB, einschließlich der Veröffentli-
chung der Pläne im Internet. 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 
1.6  Um den interessierten Gemeindevertretern, aber auch der Öffentlichkeit die optischen 

Auswirkungen einer Bebauung mit höheren Windenergieanlagen nahezubringen, soll-
ten fotorealistische Visualisierungen (Fotomontage) mit Blick von den nächstgelege-
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nen Wohnhäusern in Werder und Greven den Windpark in der maximalen Größe 
(d.h. vor einem möglichen - da ungesicherten - Rückbau der Altanlagen) erfolgen. 

 Beschlussvorschlag: 
Am 05.12.2017 sind in der Sitzung der Gemeindevertretung Visualisierungen vorge-
stellt worden. Sie sind im Bauamt einsehbar. 
Nur hat jeder Mensch andere Ansichten, Auffassungen, Vorstellungen vom Grad der 
Visualisierungen. Daher wird von der Aufnahme solcher Bilder in der Bauleitplanung 
abgesehen. 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 
1.7 Ich bitte mir den Eingang meiner Bedenkendarlegung zu bestätigen fordere Sie 

nachdrücklich auf, meine berechtigten und begründeten Einwände bei der weiteren 
Planung zu berücksichtigen. Ich bitte Sie um Unterrichtung, auf welche Weise Sie Ih-
re Planungen zu ändern gedenken. 

 Beschlussvorschlag: 
Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 

 
 
2.  NABU MECKLENBURG-VORPOMMERN – VOM 18.10.2018 
 Der NABU setzt sich für eine naturverträgliche Nutzung der Energie an Land und auf 

See ein. Die Energiewende wird als eines der zentralen Elemente betrachtet, um die 
Klimaschutzziele auf nationaler und globaler Ebene zu erreichen. Windenergieanla-
gen einschließlich der gesamten Infrastruktur sind Industrieanlagen von enormen 
Ausmaß. Sie stellen immer Eingriffe in Natur und Landschaft dar. Es gilt somit sorg-
fältig abzuwägen, welche Eingriffe zu Gunsten des Klimaschutzes akzeptabel sein 
können und welche zum Schutz von Tierarten und ihrer Lebensräume unterbleiben 
sollten. Wie den ausliegenden Unterlagen zu entnehmen ist, erfolgt die Aufstellung 
des sTFNP parallel zur Erstellung des regionalplanerischen Konzeptes für die Aus-
weisung von Eignungsgebieten Wind im Regionalen Raumentwicklungsprogramm 
(RREP WM). 

 
2.1  Auf S. 42 des Umweltberichts wird beschrieben, dass noch aktuelle Daten zur Groß-

vogelhorstkartierung ausstehen, jedoch im weiteren Verfahren zur 2. Flächennut-
zungsplanänderung erhoben und ausgewertet werden sollen. Für den NABU wären 
solche Daten aber zum jetzigen Zeitpunkt substanziell. 

 Beschlussvorschlag: 
 Die Daten aus den ergänzenden Horstkartierungen aus dem Frühjahr 2018 liegen vor 

und wurden in den Umweltbericht zum Bebauungsplan Nr. 3 der Gemeinde Werder 
aufgenommen.  

 
Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 
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2.2  Zu einer erheblichen Beeinträchtigung von gesetzlich geschützten Biotopen wird auf 

S. 36 des Umweltberichts geschrieben, dass es Hinweise auf Konflikte mit geschütz-
ten Biotopen gäbe. Leider wird danach nicht weiter ausgeführt, um welche potenziel-
len Konflikte bzw. Biotope es sich handelt. Wenn ein Konflikt schon absehbar ist, 
sollte dieser frühzeitig dargestellt und erörtert werden. Handelt es sich evt. sogar um 
geschützte Biotope mit einem besonderen Wert für windkraftsensible Fledermausar-
ten oder Vögel? Der bloße Verweis auf zukünftige Detailplanungen reicht für eine 
umfassende Beurteilung auch in diesem Planungsstadium nicht aus. 

 Beschlussvorschlag: 
 Inhalt eines frühzeitigen Beteiligungsverfahrens ist es, dass die Gemeinden den 

TÖB´s und Vereine ihre GROBEN Planungsziele mitteilen und diese dann den Ge-
meinden ihre Kenntnisse mitteilen, damit diese zu ev. berücksichtigen können. Somit 
kann und muss der Plan nicht alle abgeschlossenen Gutachten beinhalten. 

 
 § 30 (Gesetzlich geschützte Biotope) Abs. 2 BNatSchG besagt, dass „Handlungen, 

die zu einer Zerstörung oder einer sonstigen erheblichen Beeinträchtigung (…) führen 
können, (…) verboten (…)“ sind. Die Verbote gelten auch für weitere von den Län-
dern gesetzlich geschützten Biotope. Dazu heißt es in § 20 Abs. 1 NatSchAG M-V: 
„(1) Maßnahmen, die zu einer Zerstörung, Beschädigung, Veränderung des charakte-
ristischen Zustandes oder sonstigen erheblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigung 
(…) führen können, sind unzulässig“.  

 Im Rahmen der Vorhabenumsetzung kommt es im Geltungsbereich des Bebauungs-
planes Nr. 3 lediglich zu einem unmittelbaren Eingriff (Lichtraumprofilschnitt) in eine 
bereits vorgeschädigte Winterlinde.  

 In eine Strauchhecke mit Überschirmung in der Nähe der WEA 10 wird nicht einge-
griffen. Hier ist auch kein Funktionsverlust als Lebensraum für Vögel oder Insekten zu 
erwarten. Da sich diese Hecke innerhalb einer intensiv genutzten Ackerfläche befin-
det, kann eine hohe Bedeutung als Flugstraße und Jagdhabitat für Fledermäuse 
weitgehend ausgeschlossen werden.  

 Mit einer Zerstörung, Beschädigung, Veränderung des charakteristischen Zustands 
oder sonstigen erheblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigung ist somit an gesetz-
lich geschützten Biotopen während und nach der Vorhabenumsetzung nicht zu rech-
nen.  

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
 
2.3  In den ausliegenden Plänen wird der nach AAB WEA Vögel geforderte Ausschlussbe-

reich von 1.000 m um Rotmilanhorste aufgeführt. Das sogenannte Helgoländer Pa-
pier (Abstandsempfehlungen für Windenergieanlagen zu bedeutsamen Vogellebens-
räumen sowie Brutplätzen ausgewählter Vogelarten 2015) empfiehlt einen Taburadi-
us von 1.500m. Diesem schließt sich der NABU an. 
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 Beschlussvorschlag: 
 Das Helgoländer Papier gibt lediglich eine Abstandsempfehlung von 1.500 m als 

Ausschlussbereich um einen Rotmilan- Horst. Die AAB-WEA Teil Vögel gibt einen 
Ausschlussbereich von 1.000 m um den Horst des Rotmilans vor. Werden WEA in 
diesem Bereich errichtet, so werden die Verbotstatbestände der Tötung sowie der 
Schädigung nach § 44 BNatSchG ausgelöst. Der Tabu-Bereich von 1.000 m gilt im 
Land Mecklenburg-Vorpommern, sodass im Rahmen des Planverfahrens diese Ab-
standsregelung angewandt wird.  

 Die Stellungnahme wird nicht berücksichtigt. 
 
2.4 Für das als SO Windpark 3 bezeichnete Gebiet findet zurzeit ein immissionsschutz-

rechtliches Genehmigungsverfahren statt (Genehmigungsverfahren gemäß § 4 BIm-
SchG i.V.m. § 10 BImSchG Errichtung und Betrieb von 8 WKA, Anlagenstandorte 
Werder und Passow). Da artenschutzrechtliche Konflikte befürchtet werden, wird der 
NABU zu den dazugehörigen Unterlagen im Zuge des Genehmigunsgverfahrens aus-
führlich Stellung nehmen. 

 Beschlussvorschlag: 
 

Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 
 

 
3.  BÜRGER 2 - ERNEUERBARE ENERGIE MECKLENBURG GMBH & CO. KG – 

VOM 18.09.2018 
3.1 Die Erneuerbare Energie Mecklenburg GmbH & Co. KG (EEM) ist ein Gemein-

schaftsunternehmen der UKA Nord Projektentwicklung GmbH & Co. KG und der 
MEA, Mecklenburgische Energieagentur GmbH & Co. KG. Die EEM hat am 
13.07.2018 beim Staatlichen Amt für Landwirtschaft und Umwelt (StALU) die Ge-
nehmigung nach dem Bundes- Immissionsschutzgesetz (BlmSchG) für acht Wind-
energieanlagen (WEA) beantragt. Vier der 8 WEA-Standorte befinden sich im Ge-
meindegebiet Werder und vier im Gemeindegebiet Passow. Der Genehmigungsan-
trag wird beim StALU unter dem Aktenzeichen StALUWM-51-4625-5712.0.1.6.2V-
76109 bearbeitet. 

 Die beantragten Standorte der acht WEA liegen innerhalb der Grenze des potenziel-
len Windeignungsgebietes „Sehlsdorf' (42/18), welches gemäß Beschluss der 58. 
Verbandsversammlung des Regionalen Planungsverbandes Westmecklenburg (RPV 
WM) vom 22.08.2018 Bestandteil des zweiten Entwurfs zum Regionalen Raument-
wicklungsprogramm Westmecklenburg (RREP WM) ist. Darüber hinaus liegen die 
vier im Gemeindegebiet Werder beantragten WEA-Standorte auch innerhalb der 
Grenzen des potenziellen Windeignungsgebietes, welches mit der Bezeichnung 
„40/16 Sehlsdorf' bereits im ersten Entwurf zum RREP WM aus dem Januar 2016 
enthalten war. Die erste Stufe der Öffentlichkeitsbeteiligung zum ersten Entwurf des 
RREP WM fand in der Zeit vom 29.02.2016 bis 30.05.2016 statt. Eine Übersicht der 
im Antragsverfahren befindlichen WEA sowie die Lage in den Gemeinden Werder 
und Passow findet sich in Anlage 1 „Lageplan". 
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 Wir nehmen im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung Stellung zur 2. 
Änderung des Flächennutzungsplans der Gemeinde Werder, da der Vorentwurf nur 
einen Teil des Windeignungsgebietes „Sehlsdorf' (42/18) als Konzentrationszone für 
Windenergienutzung (,,SO-Gebiet Windpark 3") darstellt. Von den vier durch EEM im 
Gebiet der Gemeinde Werder beantragten WEA befindet sich nur eine WEA inner-
halb der Konzentrationszone, die im Vorentwurf als „SO-Gebiet Windpark 3" bezeich-
net ist. Wir sehen uns durch die beabsichtigten Planungen der Gemeinde Werder mit 
einer Behinderung in Bezug auf die Realisierung unseres Windenergievorhabens 
konfrontiert. 

 Beschlussvorschlag: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 
 Wir weisen Sie auf drei wesentliche Aspekte hin, die im Folgenden dargestellt sind: 
 
3.2 Notwendigkeit einer Bauleitplanung 
 Gemäß § 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB haben Gemeinden Bauleitpläne aufzustellen, 

,,sobald und soweit“ dies für die städtebauliche Ordnung erforderlich ist. Es bestehen 
jedoch offenkundige Zweifel, eine entsprechende Notwendigkeit für die Gemeinde 
Werder anzunehmen. Der Zweifel begründet sich insbesondere durch die Existenz 
des Potenzialsuchraums 50/18*, der sich nördlich der Stadt Lübz und südwestlich der 
Ortslage von Werder befindet. Dieser ist seit dem 22.08.2018 im 2. Entwurf zum 
RREP WM enthalten und entspricht der neueren Versionsnummer, die im Umweltbe-
richt der Gemeinde Werder (Kapitel 2.1 auf Seite 5 ff.) noch als „P923/16a" bezeich-
net wird. Hier sei angemerkt, dass die Gemeinde Werder den Potenzialsuchraum 
50/18* überplant: Zum einen ist das Gebiet als „SO-Gebiet Windpark 1" im Vorent-
wurf zum sachlichen Teil-FNP enthalten, zum anderen als verbindlicher Bauleitplan 
„BP 3 Windpark Werder-Lübz" (vgl. Kapitel 5.1 des Umweltberichtes zum sachlichen 
Teil-FNP). 

 Der Potenzialsuchraum 50/18* befindet sich circa 1.800m vom Windeignungsgebiet 
Nr. 23 Lutheran aus dem rechtskräftigen RREP 2011 entfernt. Dort werden seit 2002 
fünf Bestands-WEA vom Typ Enercon E-40/6.44 betrieben, ferner seit Mai 2017 eine 
WEA neuester Bauart vom Typ Vestas 126-3.45 MW. Die am 12.07.2018 veröffentli-
che Abwägungsdokumentation zum 1. Entwurf des RREP WM führt zum Potenzial-
suchraum 50/18* aus: „Der Potenzialsuchraum nördlich von Lübz befindet sich bisher 
innerhalb des 2,5 km-Mindestabstandes zum Altgebiet Nr. 23 Lutheran, in dem be-
reits Windenergieanlagen errichtet wurden. Die neu abgegrenzte Fläche des Potenzi-
alsuchraums wird als Eignungsgebiet mit bedingter Festlegung nach § 7 (1) Satz 2 
ROG in das RREP aufgenommen. Dieses Eignungsgebiet kann erst dann für die 
Windenergienutzung in Anspruch genommen werden, wenn die bestehenden Anla-
gen im benachbarten Altgebiet Nr. 23 Lutheran vollständig abgebaut sind und ein 
Repowering bzw. die Errichtung neuer Anlagen im Altgebiet ausgeschlossen ist, so 
dass der im RREP festgelegte 2,5 km-Mindestabstand nicht mehr entgegensteht“ (lfd. 
Nr. 155 auf Seite 4.155; online abrufbar als ,,Anlage 1_Abwägungsdokumentation" 
unter https:/fwww.westmecklenburg- schwe-
rin.de/de/downloads/verbandsversammlung/). 
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 Da die im Mai 2017 von der UKA Nord Projektentwicklung GmbH & Co. KG in Betrieb 
genommene WEA vom Typ Vestas V126-3.45 MW noch mehr als 18 Jahre betrieben 
werden wird, ist mit einem vollständigen Rückbau dieser WEA frühestens im Jahr 
2036 zu rechnen. D.h., spätestens wenn das RREP WM Wirksamkeit erlangt und 
Eignungsgebiete mit bedingter Festlegung ein verbindliches Ziel der Raumordnung 
darstellen, besteht für die Gemeinde Werder die Pflicht, ihre gegenwärtig in Aufstel-
lung befindlichen Bauleitpläne gem. § 1 Abs. 4 BauGB an die dann geltenden Ziele 
der Raumordnung anzupassen. Eine Bebauung der o.g. Fläche, bzw. des Potenzial-
suchraumes 50/18* ist vor 2036 unrealistisch. Durch die 1. Abwägung zum RREP 
WM ist bereits heute offenkundig, welche Ziele der Raumordnung zukünftig gelten 
werden: Nämlich ein Bauverbot im Potenzialsuchraum 50/18*. Eine zeitliche und 
sachliche Notwendigkeit zur Aufstellung von Bauleitplänen gem. § 1 Abs. 3 Satz 1 
BauGB liegt unserer Auffassung daher nicht vor. In der Folge ist der sachliche Teil-
FNP der Gemeinde Werder nicht erforderlich, aufgrund fehlender rechtlicher Legiti-
mation der Gemeinde Werder rechtswidrig und kann dem von der EEM beantragten 
WEA somit auch nicht entgegen gehalten werden. 

 Beschlussvorschlag: 
Im § 35 BauGB unter Absatz 
„(1) Im Außenbereich ist ein Vorhaben nur zulässig, wenn öffentliche Belange nicht 
entgegenstehen, die ausreichende Erschließung gesichert ist und wenn es 

Nr. 5) der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der Wind- oder Wasser-
energie dient,“ 

Damit sind Windparks privilegierte Anlagen und zulässig, wenn sie nicht gegen Ge-
setze verstoßen. 
Die Länder stellen Regionalpläne auf, um die Abstände zu Baugebieten etc. zu erhö-
hen. Das wird über „weiche Kriterien“ geregelt. Wenn ein Regionalplan nicht gilt, kann 
also nach § 35 BauGB viel mehr gebaut werden. Das ist momentan der Fall. 
Weil die Gemeinde eine Sicherheit haben möchte, die auch ohne Regionalplanung 
greift, strebt sie diese Planung an, um einen Wildwuchs zu stoppen. 
 
Die Ermittlung der Konzentrationsflächen ist Punkt 3 der Begründung zu entnehmen. 
 
Vorhandenen WEA, die betrieben werden, sind in ihrem Bestand durch die Weiter-
entwicklung des gemeindlichen FNP nicht berührt. Für die Zukunft hat die Gemeinde 
ein flächendeckendes Konzept nach einheitlichen Kriterien für das gesamte Gemein-
degebiet (einschließlich der zwischenzeitlich eingemeindeten Orte) aufgestellt. Die-
ses Konzept wird nach harten und weichen Kriterien entwickelt, die im Parallelverfah-
ren zur Aufstellung des regionalen Raumentwicklungsprogrammes nach den örtlichen 
Gegebenheiten ausgearbeitet werden.  
In der Aufstellung der Teilfortschreibung des Regionalen Raumentwicklungspro-
gramms Westmecklenburg liegt der Entwurf für die 2. Stufe des Beteiligungsverfah-
rens derzeit entsprechend des Beschlusses der 59. Verbandsversammlung vom 
05.11.2018 aus. Die Gemeinde wird dazu ihre Stellungnahme abgeben. 
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Die Stellungnahme wird nicht berücksichtigt. 
 
3.3 Regionales Raumentwicklungsprogramm Westmecklenburg (RREP WM): Berück-

sichtigung des Beschlusses der 58. Verbandsversammlung des Regionalen Pla-
nungsverbandes Westmecklenburg vom 22.08.2018 

 Der Regionale Planungsverband Westmecklenburg (RPV WM) hat auf seiner Sitzung 
vom 22.08.2018 den zweiten Entwurf zum RREP WM und damit den Beginn zur 2. 
Stufe der Öffentlichkeitsbeteiligung beschlossen. Gegenstand des 2. Entwurfes ist 
insbesondere die Gebietskulisse für Windenergie in der u.a. das Windeignungsgebiet 
"Sehlsdorf" (42/18) mit einer Größe von insgesamt 134 Hektar enthalten ist. Der Vor-
entwurf zum sachlichen Teil-FNP der Gemeinde Werder berücksichtigt das potenziel-
le Windeignungsgebiet "Sehlsdorf" {42/18) in Form des "SO Gebietes Windpark 3" mit 
einer deutlich geringen Größe! Während das potenzielle Windeignungsgebiet "Sehls-
dorf' {42/18) im 2. Entwurf des RREP WM mit insgesamt ca. 134 Hektar angegeben 
ist und hiervon circa 32,8 Hektar auf das Gemeindegebiet Werder entfallen, sind im 
Vorentwurf zum sachlichen Teil-FNP nur circa 9,4 Hektar als „SO-Gebiet Windpark 3" 
dargestellt, vgl. Anlage 2. Die Flächendifferenz beträgt circa 23,4 Hektar, was circa 
71% des Windeignungsgebietes entspricht, welches auf die Gemeinde Werder ent-
fällt. 

 Für den Fall, dass der 2. Entwurf zum RREP WM vom 22.08.2018 bereits als verbind-
liches Ziel der Raumordnung anzusehen ist, muss der FNP der Gemeinde Werder 
das Windeignungsgebiet „Sehlsdorf' (42/18) als "SO Gebiet Windpark 3" überneh-
men. Diese Pflicht für die Gemeinde Werder ergibt sich aus § 1 Abs. 4 BauGB, wo-
nach kommunale Bauleitpläne an die Ziele der Raumordnung anzupassen sind. 

 Beschlussvorschlag: 
 Der Regionalplan ist im Verfahren und gilt daher noch nicht. 
 Die Wirkung der übergeordneten Pläne auf die Gemeinde ist bekannt. 
 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
3.4 Nachvollziehbare Herleitung von Grenzen des „SO-Gebietes Windpark 3" anhand der 

im sachlichen Teil-FNP dargestellter Kriterien 
 Für den Fall, dass der 2. Entwurf zum RREP WM vom 22.08.2018 noch nicht als ver-

bindliches Ziel der Raumordnung anzusehen sein sollte, muss der FNP der Gemein-
de Werder die Größe sowie die Grenzen des "SO-Gebietes Windpark 3" nachvoll-
ziehbar darstellen und fachlich fundiert herleiten. Wenngleich wir davon ausgehen, 
dass wie unter 1.) dargelegt, der FNP der Gemeinde Werder nicht notwendig ist und 
unserem Vorhaben daher auch nicht entgegengehalten werden kann, legen wir an 
dieser Stelle hilfsweise dar, warum der veröffentlichte Entwurf gegenwärtig folgende 
gravierende Mängel aufweist: 
1. Die ermittelten Tabukriterien werden grafisch ermittelt, vgl. „Vorlage Gemeinde-

vertretung" Stand 04.06.2018; Plan "Überlagerung aller Kriterien", Stand 
19.03.2018 sowie div. Karten ab Kapitel 4.1.3 des Umweltberichts zur 2. FNP- 
Änderung. Jedoch werden die Tabukriterien weder textlich erläutert noch herge-
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leitet. In der Folge erschließt sich dem Anwender nicht, welche Tabukriterien für 
die Abgrenzung des Gebiets „SO-Gebiet Windpark 3" überhaupt eine Rolle 
spielen. Der Plangeber ist jedoch dazu verpflichtet, das auf differenzierten har-
ten und weichen Tabuzonen basierende Planungskonzept vollständig und 
nachvollziehbar zu dokumentieren. 

2. Die zur öffentlichen Auslegung bestimmten Unterlagen müssen dazu geeignet 
sein, nachvollziehen zu können, welches Vorgehen der Plangeber zur Findung 
und Abgrenzung des „SO-Gebiets Windpark 3" angewandt hat. Da die Unterla-
gen diesen Zweck jedoch nicht erfüllen, hat die EEM eine eigene kartographi-
sche Überprüfung der eventuell zur Anwendung gebrachten Kriterien durchge-
führt. Die entsprechende Karte findet sich in Anlage 2 „Herleitung von Gebiets-
grenzen". Im Ergebnis belegt Anlage 2, dass der Plangeber die Grenzen des 
„SO-Gebietes Windpark 3" auf falscher Basis ermittelt hat und er daher die 
Grenzen des SO-Gebietes anzupassen hat: 

 Im Kriteriengerüst wird darauf verwiesen, dass Siedlungsabstände zu Gebieten die 
nach BauNVO dem Wohnen (WR, WA, MD, MI), der Erholung, dem Tourismus und 
der Gesundheit (SO) dienen von der Grenze eines Grundstücks angesetzt werden 
(vgl. Kapitel 3.1.2 der FNP-Begründung auf Seite 12). Dieses Vorgehen ist nicht kor-
rekt, da es hierfür keine juristische Grundlage gibt. Vielmehr sind Siedlungsabstände 
von tatsächlich existierenden Gebäuden anzusetzen, da nur die Gebäude selbst 
schutzwürdig sind, nicht aber der Garten oder andere bebaute oder unbebaute 
Grundstücksteile. Hintergrund der Siedlungsabstände ist in der Tat der Abstand zwi-
schen Wohnhaus und WEA. Der großzügigere Abstand zur Grenze eines Wohn-
grundstücks stellt einen vorsorglichen, aber unbegründeten und im Zweifelsfall will-
kürlichen Schutz der unter Beachtung der TA- Lärm einzuhaltenden, gebäudebezo-
genen Schutzabstände und Betriebsmodi (Schall/Schatten) dar. Anders als die Ge-
meinde Werder trägt der RPV WM diesem Umstand Rechnung und wählt als Ansatz-
punkt für Siedlungsabstände die Wohnhäuser selbst - und keine Grundstücksgren-
zen. 
a) Die Nordostgrenze des „SO-Gebiets Windpark 3" wurde auf falscher Grundlage 

ermittelt. Im FNP-Entwurf wurde der 1.000m-Abstand von einem Gebäude in 
Sehlsdorf angesetzt, bei dem es sich um die seit Jahren leerstehende Ruine ei-
nes landwirtschaftlich genutzten Gebäudes handelt, siehe hierzu Foto 1 „Ruine 
am südöstlichen Ortsrand von Sehlsdorf', dass wir am 01.09.2015 aufgenom-
men haben. Bei unserer Ortsbegehung vom 31.08.2018 konnten wir feststellen, 
dass die Ruine mittlerweile abgerissen wurde, das Gebäude nicht mehr existiert 
und das Grundstück vollständig landwirtschaftlich genutzt wird, vgl. Foto 2 
„Ehemalige Ruine Sehlsdorf'. 

 In Konsequenz muss der Siedlungsabstand vom nächstgelegenen Wohnge-
bäude ermittelt werden. Hier gilt es, entsprechend unseren Ausführungen unter 
2, den Abstand vom Wohngebäude anzusetzen - und nicht von der Grund-
stücksgrenze. 
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b) Die Südgrenze des "SO-Gebiets Windpark 3" wurde ebenfalls auf falscher 

Grundlage gebildet. Im FNP-Entwurf wurde ein 1.000m-Abstand von ei- nem 
Gebäude in der Gemeinde Passow, Ortsteil Welzin angesetzt. Bei diesem Ge-
bäude handelt es sich um die Adresse Sehlsdorfer Straße 24. 

 Dieses Gebäude liegt aber gemäß Anlage 3 „1. Änderung der Abrundungssat-
zung der Gemeinde Passow vom März 2000" im Außenbereich, so dass hier 
nicht 1.000m anzusetzen sind, sondern nur 800m. Die Abrundungssatzung ist 
unter folgendem Link abrufbar: http://geoportal.kreis- lup.de/Bilder/bplan 
swm/as pch 061.jpg 

 Zudem ist das im FNP zugrunde gelegte Gebäude kein Wohngebäude, sondern 
eine nicht dem Wohnen dienende Scheune, siehe Foto 3 „Gebäude Sehlstorfer 
Straße 24". 
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c) Die Westgrenze des „SO-Gebiets Windpark 3" wurde ebenfalls auf falscher 

Grundlage gebildet. Im FNP-Entwurf wurde der 1.000m-Abstand ausgehend 
von einem im Außenbereich befindlichen Gebäude in der Gemeinde Werder, 
Ortsteil Neu Benthen angesetzt. Bei diesem Gebäude wurde allerdings fälschli-
cherweise von einer Wohnnutzung ausgegangen, obgleich es sich hierbei um 
eine Lagerhalle handelt, die von landwirtschaftlicher Nutzung (hier Maisanbau) 
umgeben ist, vgl. Foto 4 „Lagerhalle in Neu Benthen". Bei unserer Ortsbege-
hung vom 31.08.2018 war zu- dem zu erkennen, dass die Lagerhalle leer steht 
und man hindurchsehen kann, vgl. Foto 5 „Lagerhalle in Neu Benthen, leerste-
hend". 

 Von dieser Lagehalle ist der Abstand zum „SO-Gebiet Windkraft 3" nicht anzu-
setzen. Korrekterweise muss der Siedlungsabstand vom Gebäude gegenüber 
mit der Adresse Lindenstraße 8 erfolgen, vgl. Foto 6 „Wohngebäude in Neu 
Benthen, Lindenstraße 8". 
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 Aus den oben dargelegten Gründen fordern wir Sie auf, die in Aufstellung befindli-

chen Bauleitpläne der Gemeinde Werder zu ändern. Dies gilt auch, falls Sie zu dem 
Ergebnis kommen sollten, dass die Flächennutzungsplanung sowie der Bebauungs-
plan erforderlich im Sinne des § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB sein sollte. 

 Beschlussvorschlag: 
 Die Kriterien der Gemeinde müssen unabhängig vom Regionalplan definiert werden. 

Wird der Regionalplan ungültig und der Flächennutzungsplan hängt an seinen Krite-
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rien, dann wäre der Flächennutzungsplan auch ungültig. Diese Abhängigkeit ist nicht 
gewollt. 

 Es ist korrekt, dass bei Bauanträgen nach BImSchG die Hauskante zählt. Aus ge-
meindlicher Sicht ist dieses Vorgehen nicht gewollt, einfach um den Grundstücksei-
gentümern Entwicklungsmöglichkeit am Haus bzw. auf ihren Grundstücken zu lassen, 
was letztendlich auch den Anforderung des BauGB´s entspricht, das Innenverdich-
tung vor Außenverdichung verlangt. 

 Auch muss eine gewerbliche Nachnutzung von Gebäudebestand möglich sein. Daher 
ist in dem Fall dem Schutz des baulichen Bestands der Vorrang zu geben bis zu dem 
Zeitpunkt, an dem jegliche Nutzung aufgegeben wird. 

 Die Stellungnahme wird nicht berücksichtigt. 
 


